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A. Staatskanzlei

Konsulate in der Bundesrepublik Deutschland

Bek. d. StK v. 25. 10. 2022 — 203-11700-5 CHN —

Die Bundesregierung hat dem zum Leiter der berufskon-
sularischen Vertretung der Volksrepublik China in Hamburg
ernannten Herrn Wu Cong am 20. 10. 2022 das Exequatur als
Generalkonsul erteilt.

Der Konsularbezirk umfasst die Länder Hamburg, Bremen,
Niedersachsen und Schleswig-Holstein.

Das dem bisherigen Generalkonsul, Herrn Xiaohui Du, am
3. 1. 2019 erteilte Exequatur ist erloschen.

— Nds. MBl. Nr. 44/2022 S. 1412

B. Ministerium für Inneres und Sport

Richtlinien
 zur gleichberechtigten und selbstbestimmten Teilhabe

schwerbehinderter und ihnen gleichgestellter Menschen
am Berufsleben im öffentlichen Dienst

(Schwerbehindertenrichtlinien — SchwbRl)

Beschl. d. LReg v. 4. 10. 2022 — MI-Z 2.1-03031/02.11 —

— VORIS 20480 —

Bezug: a) Beschl. v. 15. 3. 2016 (Nds. MBl. S. 394)
— VORIS 20480 —

b) Bek. d. MI v. 21. 3. 2016 (Nds. MBl. S. 401)
c) Bek. d. MI v. 3. 6. 2021 (Nds. MBl. S. 1020) 

Präambel
Menschen mit Behinderungen haben Anspruch auf eine

gleichberechtigte und selbstbestimmte Teilhabe am gesell-
schaftlichen Leben. Dies ist das zentrale Anliegen des SGB IX
sowie des Übereinkommens der Vereinten Nationen über die
Rechte von Menschen mit Behinderungen (UN-Behinderten-
rechtskonvention). Eine wesentliche Voraussetzung für die
Verwirklichung dieses Anspruchs ist die Teilhabe am berufli-
chen Leben, die eine selbstbestimmte und von sozialen Unter-
stützungsleistungen unabhängige Lebensführung ermöglicht.

Mit diesen Richtlinien setzt die LReg das SGB IX für die
Niedersächsische Landesverwaltung um und konkretisiert
damit die besondere Verpflichtung und die Vorbildfunktion
des öffentlichen Dienstes, schwerbehinderte Menschen und
diesen Gleichgestellte in den Ausbildungs- und Arbeitspro-
zess einzugliedern und zu fördern. Dieser Grundsatz ist ins-
besondere bei der Personalentwicklung zu berücksichtigen.
Besonderheiten, die sich aus der Behinderung ergeben, sol-
len ausgeglichen werden. Hier hat auch die Hilfe zur berufli-
chen Integration einzusetzen.

Vor diesem Hintergrund zeigen diese Richtlinien Möglich-
keiten auf, die die beruflichen Chancen und die konkreten
Arbeitsbedingungen weiter verbessern sollen. Dabei ist der
Situation von Menschen mit Behinderungen in Bezug auf
die Vereinbarkeit von Beruf und Familie und der Situation
von Frauen mit Behinderungen, z. B. in Bezug auf die Erreich-
barkeit höherwertiger Positionen, in besonderer Weise Rech-
nung zu tragen. Alle beteiligten Stellen, die über Einstellung
und Einsatz von Beschäftigten entscheiden, sind verpflich-
tet, im Rahmen der gesetzlichen Vorschriften den Anliegen
der Menschen mit Behinderungen verständnisvoll, sach-
und behindertengerecht zu begegnen und vertrauensvoll mit
den Schwerbehindertenvertretungen, Personalvertretungen
und Gleichstellungsbeauftragten zusammenzuarbeiten. Soweit
der Dienststelle ein Beurteilungs- oder Ermessensspielraum
zusteht, soll dieser im Interesse der schwerbehinderten Be-
schäftigten ausgeschöpft werden.

Führungskräfte, Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter müssen
es als selbstverständlich ansehen, dass Beschäftigte mit Be-

hinderungen ihre Dienstpflichten erfüllen. Sie sind in der
Regel genauso leistungsfähig und leistungsbereit wie Menschen
ohne Behinderungen. Dies gilt insbesondere dann, wenn der
jeweilige Arbeitsplatz optimal an die entsprechende Behin-
derung angepasst wurde. Dennoch ist zu berücksichtigen,
dass in Einzelfällen Beschäftigte mit Behinderungen für eine
Arbeit mehr Zeit benötigen als Beschäftigte ohne Behinde-
rungen. Menschen mit Behinderungen haben gleichberechtigt
mit Menschen ohne Behinderungen ein Anrecht auf Respekt
und Toleranz sowie auf eine im Einzelfall notwendige Unter-
stützung.

Auch den Spitzenorganisationen der Gewerkschaften ist die
wirkungsvolle Eingliederung schwerbehinderter und ihnen
gleichgestellter Menschen ein besonderes Anliegen. Aus die-
sem Grund haben sie und die LReg über die dem Tatbestand
des § 81 Abs. 1 NPersVG unterfallenden allgemeinen mitbe-
stimmungsbezogenen Regelungen eine gesonderte Vereinba-
rung geschlossen (siehe Bezugsbekanntmachung zu b). Zur
besseren Handhabbarkeit sind die entsprechenden Regelun-
gen der Vereinbarung vollständig und inhaltlich identisch in
diese Richtlinien aufgenommen worden.
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1. Anwendungsbereich, Personenkreis

1.1 Die Richtlinien gelten für die Beschäftigten der Landes-
verwaltung. Beschäftigte i. S. dieser Richtlinien sind Beamtin-
nen und Beamte sowie Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer
einschließlich der zu ihrer Berufsausbildung Beschäftigten.

Den Kommunen und den der Aufsicht des Landes unter-
stehenden Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öf-
fentlichen Rechts wird empfohlen, die Schwerbehinderten-
richtlinien entsprechend anzuwenden.

Die nachstehenden Grundsätze sind auf Richterinnen und
Richter entsprechend anzuwenden.

1.2 Die Richtlinien gelten für schwerbehinderte Menschen
(§ 2 Abs. 2 SGB IX), bei denen eine für die Durchführung des
BVG zuständige Behörde das Vorliegen einer Behinderung und
den Grad der Behinderung festgestellt hat, und für gleichge-
stellte behinderte Menschen (§ 2 Abs. 3 SGB IX), deren Gleich-
stellung durch die Agentur für Arbeit erfolgte. Sie umfasst
alle schwerbehinderten und gleichgestellten Beschäftigten
einer Dienststelle sowie schwerbehinderte und gleichgestellte
Personen, die vorübergehend in einer Dienststelle tätig sind
oder die sich um eine Beschäftigung bewerben.

Beschäftigten, die einen Antrag auf Anerkennung einer
Schwerbehinderung oder auf Gleichstellung mit einem
schwerbehinderten Menschen gestellt haben, wird empfohlen,
ihre Personalstelle hiervon schriftlich zu unterrichten. Bis
zur Entscheidung über den Antrag sind sie unter Vorbehalt
als schwerbehinderte oder diesen gleichgestellte behinderte
Menschen zu behandeln.

1.3 Schwerbehinderten Menschen gleichgestellt sind auch
behinderte Jugendliche und junge Erwachsene (§ 2 Abs. 1
SGB IX) während der Zeit einer Berufsausbildung in Dienst-
stellen, auch wenn der Grad der Behinderung weniger als 30
beträgt oder ein Grad der Behinderung nicht festgestellt ist.
Der Nachweis der Behinderung wird durch eine Stellung-
nahme der Agentur für Arbeit oder durch einen Bescheid über
Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben erbracht (§ 151
Abs. 4 Sätze 1und 2 SGB IX). Nach § 185 Abs. 3 Nr. 2 Buchst. c
SGB IX kann das Integrationsamt an den Arbeitgeber Prämi-
en und Zuschüsse zu den Kosten der Berufsausbildung der
gleichgestellten behinderten Jugendlichen und jungen Erwach-
senen leisten. Im Übrigen finden die besonderen Regelungen
für schwerbehinderte Menschen auf diesen Personenkreis
jedoch keine Anwendung (vgl. § 151 Abs. 4 Satz 3 SGB IX).

1.4 Die Richtlinien gelten nicht für Menschen mit Behin-
derungen, die die Voraussetzungen der Nummer 1.2 nicht
erfüllen. Dennoch hat der Arbeitgeber oder Dienstherr für die-
sen Personenkreis aufgrund der Behinderteneigenschaft eine
gegenüber Beschäftigten ohne Behinderungen erhöhte Für-
sorgepflicht.

1.5 Zur Durchführung dieser Richtlinien sind folgende Per-
sonen mit bestimmten Aufgaben und Verantwortlichkeiten
gegenüber schwerbehinderten Menschen im Rahmen ihrer
jeweiligen Möglichkeiten und Zuständigkeiten besonders ver-
pflichtet:

— die Dienststellenleiterinnen und Dienststellenleiter,

— die übrigen Vorgesetzten,

— die sonstigen Beschäftigten, denen der Einsatz oder die
Beaufsichtigung anderer Beschäftigter — sei es auch nur
im Einzelfall — obliegt,

— die Beschäftigten, die Personalangelegenheiten bearbeiten.

2. Beschäftigungspflicht

2.1 Auf die sich aus § 154 Abs. 1 Satz 1 SGB IX ergebende
Pflicht, auf wenigstens 5 % der Arbeitsplätze schwerbehin-
derte Menschen zu beschäftigen, wird ausdrücklich hinge-
wiesen. Es handelt sich um eine Mindestquote. Es bedarf daher
auch bei Erreichen der Quote fortwährender besonderer An-
strengungen der Dienststellen, schwerbehinderte Menschen
darüber hinaus zu beschäftigen. Dabei sind schwerbehinderte
Frauen besonders zu berücksichtigen (§ 154 Abs. 1 Satz 2
SGB IX).

2.2 Die gemäß § 154 Abs. 2 Nr. 2 SGB IX zu öffentlichen
Arbeitgebern bestimmten Landesbehörden sind gemäß § 160
SGB IX zur Entrichtung einer Ausgleichsabgabe verpflichtet,
wenn die vorgeschriebene Zahl schwerbehinderter Menschen
nicht beschäftigt wird.
2.3 Die Erfüllung der Pflichtquote bereitet in einigen Ge-
schäftsbereichen Schwierigkeiten, weil geeignete schwerbe-
hinderte Menschen fehlen, die die für einen Arbeitsplatz
erforderliche Vorbildung, oder körperliche Eignung besitzen
oder weil in Teilbereichen besondere gesundheitliche Anfor-
derungen gelten, die schwerbehinderte Menschen nicht erfül-
len können oder die ihnen unter Fürsorgegesichtspunkten
nicht zuzumuten sind (z. B. im Polizei- und Justizvollzugs-
dienst). Der Ausgleich hat daher vorrangig in den Geschäfts-
bereichen zu erfolgen, in denen besondere gesundheitliche
Anforderungen nicht so stark im Vordergrund stehen. Eine
Besetzung der Arbeitsplätze mit schwerbehinderten Men-
schen ist immer dann anzustreben, wenn geeignete Personen
zur Verfügung stehen. Die Einstellungsbehörden sind daher
gehalten, ohne Rücksicht auf den für den Geschäftsbereich
oder die einzelne Dienststelle gebotenen Anteil, möglichst
viele schwerbehinderte Menschen einzustellen.
2.4 Auf die Verpflichtung des Arbeitgebers oder des Dienst-
herrn zur Beschäftigung des nach § 155 Abs. 1 SGB IX beson-
ders geschützten Personenkreises wird ausdrücklich hinge-
wiesen.

Liegen die Voraussetzungen des § 155 Abs. 2 Satz 1 SGB IX
vor, legt das jeweilige Ressort nach Beratung mit der Haupt-
schwerbehindertenvertretung und dem Hauptpersonalrat,
Hauptrichterrat oder Hauptstaatsanwaltsrat den angemesse-
nen Anteil schwerbehinderter Menschen bei der Besetzung
von Ausbildungsplätzen fest.

Im Übrigen ist die Dienststelle in der Auswahl der schwer-
behinderten Menschen und der zu besetzenden Arbeitsplätze
grundsätzlich frei.

3. Personalmanagement
3.1 Besetzung freier Arbeitsplätze

Bei allen internen und externen Stellenausschreibungen ein-
schließlich Interessenbekundungsverfahren ist darauf hinzu-
weisen, dass schwerbehinderte Menschen bei gleicher Eignung,
Befähigung und fachlicher Leistung bevorzugt berücksich-
tigt werden, soweit nicht in der Person der anderen Bewerbe-
rinnen oder Bewerber liegende Gründe von größerem recht-
lichem Gewicht entgegenstehen. In den Ausschreibungstexten
werden die Bewerberinnen und Bewerber um einen Hinweis
auf ihre mögliche Schwerbehinderung oder Gleichstellung
gebeten. 

Die Dienststelle hat zunächst zu prüfen, ob frei werdende
und neu zu besetzende sowie neue Arbeitsplätze mit vor-
handenem Personal des Dienstherrn oder Arbeitgebers besetzt
werden können. Nach einer erfolglosen Prüfung zur inter-
nen Besetzung meldet die Dienststelle derartige Stellen früh-
zeitig der Agentur für Arbeit (§ 165 Satz 1 SGB IX i. V. m.
§ 156 SGB IX).

Bei Neueinstellungen auf Arbeitsplätzen, die auch von
schwerbehinderten Menschen besetzt werden können, hat die
Dienststelle je nach Ausgestaltung des Arbeitsplatzes entwe-
der bei der Zentralen Auslands- und Fachvermittlung (bei
akademischen Berufen) oder bei den örtlich zuständigen In-
tegrationsfachdiensten anzufragen.

Grundsätzlich ist davon auszugehen, dass alle Arbeitsplätze
in der Landesverwaltung zur Besetzung mit schwerbehin-
derten Menschen geeignet sind, soweit nicht in einzelnen
Tätigkeitsbereichen besondere gesundheitliche Anforderun-
gen an die Beschäftigten gestellt werden müssen. Die Schwer-
behindertenvertretung ist im Rahmen dieser Prüfung unter
unverzüglicher und umfassender Unterrichtung zu hören;
die getroffene Entscheidung ist ihr unverzüglich mitzutei-
len. Der Personalrat, Staatsanwaltsrat oder die Richtervertre-
tung ist ebenfalls anzuhören. Trifft die Dienststelle eine
Entscheidung gegen das Votum der Schwerbehindertenver-
tretung oder des Personalrates, Staatsanwaltsrates oder der
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Richtervertretung, so sind alle Beteiligten von der Dienst-
stelle über die getroffene Entscheidung unter Darlegung der
Gründe unverzüglich zu unterrichten (§ 164 Abs. 1 SGB IX).

3.2 Besetzung von Ausbildungsplätzen

Für junge schwerbehinderte Menschen ist es von großer
Bedeutung, den Berufseinstieg in den allgemeinen Arbeits-
markt zu finden. Ausbildungsverhältnisse sind im Rahmen
der geltenden Vorschriften so zu gestalten, dass schwerbe-
hinderte Auszubildende die erforderlichen Kenntnisse und
Fertigkeiten erwerben können, ohne dass sie infolge ihrer
Schwerbehinderung unzumutbar belastet werden (siehe auch
Nummer 1.3).

Nach einer Ausbildung soll die Übernahme in ein Beschäf-
tigungsverhältnis angestrebt werden. Auf die Vorschriften des
BBiG und die Ausbildungstarifverträge der Länder wird hin-
gewiesen.

3.3 Einstellung nach Umschulungsmaßnahmen

Im Rahmen der Besetzung freier Arbeitsplätze wird den
Dienststellen empfohlen, über die Information von Berufsför-
derungswerken (in Niedersachsen: INN-tegrativ gGmbH [BfW])
geeignete schwerbehinderte Menschen vermittelt zu bekom-
men, die dort im nichttechnischen Verwaltungsbereich sowie
in einer Vielzahl anderer Berufe im Wege der Umschulung
ausgebildet werden.

3.4 Budget für Arbeit, Budget für Ausbildung

Das Budget für Arbeit nach § 61 SGB IX und das Budget für
Ausbildung nach § 61 a SGB IX können für die Einstellung
von Menschen mit Behinderungen genutzt werden, die An-
spruch auf Leistungen im Arbeitsbereich einer Werkstatt für
behinderte Menschen (Budget für Arbeit und Budget für
Ausbildung) oder auf Leistungen im Eingangsverfahren und
im Berufsbildungsbereich einer Werkstatt für behinderte
Menschen (Budget für Ausbildung) haben. Bei diesem Perso-
nenkreis kann regelmäßig davon ausgegangen werden, dass
es sich um schwerbehinderte Menschen handelt. Weitere
Informationen gibt es auf den Internetseiten des MS unter
der Rubrik „Inklusion von Menschen mit Behinderungen/
Budget für Arbeit“ sowie der Agentur für Arbeit unter dem
Stichwort „Ausbildungsgeld“. 

3.5 Eignung, Befähigung, fachliche Leistung

Eine im Vergleich zu anderen Bewerberinnen und Bewer-
bern geringere Eignung, die auf die Schwerbehinderung zu-
rückzuführen ist, darf nicht zum Nachteil gewertet werden,
es sei denn, dass gerade die fehlenden Eigenschaften oder
Fähigkeiten für die Erfüllung der Aufgaben unverzichtbar
sind und nicht durch technische Arbeitshilfen oder andere
Maßnahmen ausgeglichen werden können. Kommt hiernach
ein schwerbehinderter Mensch in die nähere Auswahl, so ist
er gegenüber den Menschen ohne Behinderungen bei glei-
cher Eignung, Befähigung und fachlicher Leistung zu bevor-
zugen, wenn die übrigen beamten- oder tarifrechtlichen
Voraussetzungen erfüllt sind und soweit nicht in der Person
der anderen Bewerberinnen oder Bewerber liegende Gründe
von größerem rechtlichem Gewicht entgegenstehen.

Die Eignung von schwerbehinderten Menschen wird im
Allgemeinen auch dann noch als gegeben angesehen werden
können, wenn sie nur für die Wahrnehmung bestimmter
Dienstposten der betreffenden Laufbahn geeignet sind. Un-
ter Beachtung dieses Grundsatzes kann die gesundheitliche
Eignung angenommen werden, wenn mit einem hohen Grad
von Wahrscheinlichkeit vor Ablauf der Probezeit voraus-
sichtlich keine dauernde Dienstunfähigkeit eintreten wird.
Soll die schwerbehinderte Bewerberin oder der schwerbe-
hinderte Bewerber sogleich in das Beamtenverhältnis auf
Lebenszeit eingestellt werden, reicht es aus, dass im Zeit-
punkt der Ernennung keine Dienstunfähigkeit vorliegt. Für die
Einstellung in den Vorbereitungsdienst bei Vorliegen eines
Ausbildungsmonopols des Staates reicht es aus, wenn im
Zeitpunkt der Einstellung zu erwarten ist, dass die Bewerbe-
rinnen oder Bewerber gesundheitlich in der Lage sein wer-
den, die Ausbildung abzuleisten. Dies gilt nicht, wenn das
Beamtenverhältnis von Beamtinnen und Beamten auf Wider-

ruf nicht durch Bestehen der den Vorbereitungsdienst ab-
schließenden Prüfung kraft Gesetzes endet.

3.6 Beteiligung der Schwerbehindertenvertretung

Die Schwerbehindertenvertretung hat gemäß § 178 Abs. 2
Satz 4 SGB IX das Recht auf Beteiligung am Verfahren nach
§ 164 Abs. 1 SGB IX und beim Vorliegen von Vermittlungs-
vorschlägen der Agentur für Arbeit oder von Bewerbungen
schwerbehinderter Menschen auf Einsicht in die entschei-
dungsrelevanten Teile aller Bewerbungsunterlagen und das
Recht auf Teilnahme an allen Vorstellungsgesprächen. Damit
die Schwerbehindertenvertretung im Rahmen ihrer Beteili-
gung eine begründete Stellungnahme abgeben kann, erhält sie
die Möglichkeit, die Eignung der schwerbehinderten mit denen
der nicht behinderten Bewerberinnen und Bewerber zu ver-
gleichen.

Schwerbehinderte Bewerberinnen und Bewerber haben
die Möglichkeit, im zeitlichen Zusammenhang mit dem Vor-
stellungsgespräch ein Gespräch mit der Schwerbehinderten-
vertretung zu führen. Alle Bewerberinnen und Bewerber sind
hierauf in der Eingangsbestätigung unter Angabe der Kontakt-
daten der Schwerbehindertenvertretung hinzuweisen. Sofern
keine Eingangsbestätigung versandt wird, erfolgt der Hinweis
spätestens in der Einladung zum Vorstellungsgespräch.

Die Schwerbehindertenvertretung ist nicht zu beteiligen,
wenn der schwerbehinderte Mensch die Beteiligung ausdrück-
lich ablehnt (§ 164 Abs. 1 Satz 10 SGB IX).

3.7 Einstellungs- und Auswahlverfahren

3.7.1 Schwerbehinderte Menschen, die sich auf einen Ar-
beitsplatz im öffentlichen Dienst beworben haben oder von
der Agentur für Arbeit oder einem Integrationsfachdienst
vorgeschlagen wurden, sind zu einem Vorstellungstermin
einzuladen (§ 165 Satz 3 SGB IX). Bei der Einladung ist ein
gegebenenfalls erforderlicher Unterstützungsbedarf abzufra-
gen, damit individuell notwendige Unterstützung gegeben
werden kann (z. B. Nutzung eines barrierefreien Raumes,
Einsatz von Kommunikationshilfen).

Die Einladung ist nur dann entbehrlich, wenn die fachliche
Eignung offensichtlich fehlt (§ 165 Satz 4 SGB IX). Ein offen-
sichtliches Fehlen der fachlichen Eignung liegt beispielsweise
vor bei Nichterfüllen der für den Arbeitsplatz erforderlichen
Ausbildungs- und Prüfungsvoraussetzungen oder bei Fehlen
zwingend geforderter Fremdsprachenkenntnisse.

Im Interesse der schwerbehinderten Menschen und der dem
Arbeitgeber obliegenden Verpflichtungen nach dem SGB IX
sollten Bewerberinnen und Bewerber ausdrücklich darauf auf-
merksam gemacht werden (z. B. in der Eingangsbestätigung),
dass schwerbehinderte Menschen bei gleicher Eignung, Be-
fähigung und fachlicher Leistung bevorzugt eingestellt wer-
den, soweit nicht in der Person der anderen Bewerberinnen
oder Bewerber liegende Gründe von größerem rechtlichem
Gewicht entgegenstehen.

Den schwerbehinderten Menschen ist zu empfehlen, zur
Wahrung ihrer Interessen eine Schwerbehinderung oder
Gleichstellung anzuzeigen und/oder ein Gespräch mit der
Schwerbehindertenvertretung zu führen. Als Nachweis gilt
der Schwerbehindertenausweis oder der Gleichstellungsbe-
scheid.

3.7.2 Ist eine Einstellung beabsichtigt, so ist die Stellung-
nahme der Schwerbehindertenvertretung dem Personalrat,
dem Staatsanwaltsrat oder der Richtervertretung mitzuteilen.
Ist eine Einstellung nicht beabsichtigt, hält aber die Schwer-
behindertenvertretung die Einstellung für möglich und ge-
boten, so ist der Personalrat, der Staatsanwaltsrat oder die
Richtervertretung unter Beifügung der Stellungnahme der
Schwerbehindertenvertretung zu unterrichten; die für die
Nichtberücksichtigung der schwerbehinderten Bewerberin
oder des schwerbehinderten Bewerbers maßgeblichen Gründe
sind dem Personalrat, dem Staatsanwaltsrat oder der Richter-
vertretung mitzuteilen. Dies gilt nicht, wenn der schwerbe-
hinderte Mensch die Beteiligung der Schwerbehindertenver-
tretung ausdrücklich ablehnt (§ 164 Abs. 1 Satz 10 SGB IX).
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3.7.3 Sind in einem Auswahlverfahren Eignungstests, Assess-
ment-Center oder vergleichbare Auswahlinstrumente vorge-
sehen, so sind schwerbehinderten Bewerberinnen und Bewer-
bern entsprechend der Art und dem Umfang der Behinderung
Nachteilsausgleiche (siehe Nummer 4) einzuräumen. Die
Nachteilsausgleiche sind unter der Beteiligung der Schwer-
behindertenvertretung festzulegen, wenn der schwerbehinderte
Mensch deren Beteiligung nicht ausdrücklich abgelehnt hat.
3.7.4 Der Einstellung schwerbehinderter Menschen soll bei
Bedarf eine nachgehende und berufsbegleitende Hilfe am
Arbeitsplatz folgen. Neu eingestellte schwerbehinderte Men-
schen sowie schwerbehinderte Beschäftigte, die ein neues
Arbeitsgebiet übernehmen, sind am Arbeitsplatz sorgfältig zu
unterweisen. In Ausnahmefällen können mit Zustimmung der
obersten Dienstbehörde besondere nach Art und Umfang dem
Leistungsvermögen angepasste Arbeitsplätze für Menschen
mit Behinderungen geschaffen werden.

4. Nachteilsausgleich bei Prüfungen
4.1 Bei Prüfungen und vergleichbaren Leistungsnachweisen
(im Folgenden: Prüfungen) können sich für schwerbehin-
derte Menschen im Wettbewerb mit anderen Beschäftigten
besondere Härten ergeben. Zum Ausgleich solcher Härten ist
im Rahmen des jeweils geltenden Rechts ein der Behinderung
angemessener Nachteilsausgleich zu gewähren.

Schwerbehinderte Menschen müssen rechtzeitig darauf hin-
gewiesen werden, dass ihnen auf Antrag entsprechend der
Art und dem Umfang ihrer Behinderung Nachteilsausgleiche
eingeräumt und Hilfsmittel zur Verfügung gestellt werden
können.
4.2 Der für die Prüfung zuständigen Stelle ist vor Beginn der
Prüfungen die Schwerbehinderteneigenschaft der oder des
zu Prüfenden und deren oder dessen Art der Behinderung
bekannt zu geben, es sei denn, dass sie oder er dies ausdrück-
lich ablehnt.

Ob und welche Nachteilsausgleiche oder Hilfsmittel im Ein-
zelfall erforderlich und angemessen sind, ist im Vorfeld der
Prüfung mit der oder dem schwerbehinderten zu Prüfenden
zu erörtern. Art und Umfang des Nachteilsausgleichs sind
festzulegen.

Die für die oder den zu Prüfenden zuständige Schwerbe-
hindertenvertretung ist rechtzeitig zu unterrichten und anzu-
hören, es sei denn, dass die oder der zu Prüfende dies aus-
drücklich ablehnt.

Während mündlicher und praktischer Prüfungen hat die
Schwerbehindertenvertretung das Recht, anwesend zu sein,
sofern die oder der schwerbehinderte zu Prüfende dies nicht
ausdrücklich ablehnt.
4.3 Soweit nicht Rechtsvorschriften dem entgegenstehen,
kommen als Nachteilsausgleich insbesondere in Betracht:
— Verlängerung der Frist zur Abgabe schriftlicher Arbeiten,
— Ersatz einzelner schriftlicher Arbeiten oder praktischer

Prüfungsteile, die wegen der Art der Behinderung nicht
geleistet werden können, durch andere geeignete Prüfungs-
leistungen,

— individuelle zeitliche Gestaltung der Prüfungsdauer,
— Erholungspausen,
— Einzelprüfung,
— Bereitstellung von behinderungsspezifischen Hilfen.
4.3.1 In einer mündlichen Prüfung soll bei Menschen mit
einer Sehbehinderung oder mit einer Schädel-Hirnverletzung
sowie bei schwerbehinderten Menschen mit erheblicher
psychischer Beeinträchtigung auf das Abfragen gedächtnis-
mäßigen Wissens verzichtet werden, soweit es mit dem
Zweck der Prüfung vereinbar ist. Es genügt, wenn Aufgaben
gestellt werden, deren Lösung erkennen lässt, dass sie die
erforderlichen Kenntnisse und die Urteilsfähigkeit besitzen,
die sie zu richtigen Entscheidungen befähigen.
4.3.2 Menschen mit einer Hörbehinderung, die taub oder
nahezu taub sind, sind in einer mündlichen Prüfung die
Prüfungsfragen schriftlich vorzulegen. Bei Menschen mit einer
Sprachbehinderung ist eine schriftliche Beantwortung der

mündlichen Fragen zuzulassen; auf Antrag ist eine Gebärden-
sprachdolmetscherin oder ein Gebärdensprachdolmetscher
zur Verfügung zu stellen.
4.3.3 Sind schwerbehinderte Menschen schriftlich zu prüfen,
die in der Schreib- oder Lesefähigkeit beeinträchtigt sind, ist
ihnen eine im Prüfungsfach nicht vorgebildete Schreibkraft
zuzuteilen oder ein geeigneter PC zur Verfügung zu stellen,
sofern der schwerbehinderte Mensch nicht ausdrücklich wi-
derspricht.
4.3.4 Bei der Gestaltung einer praktischen Prüfung oder einer
Sportprüfung ist die Behinderung angemessen zu berück-
sichtigen. In geeigneten Fällen soll die Teilnahme freigestellt
werden. Der Besitz des Deutschen Sportabzeichens für Men-
schen mit Behinderungen ist für die Note im Sport zu bewer-
ten.
4.4 Der Nachteilsausgleich für schwerbehinderte Menschen
ist so zu gestalten, dass die übrigen Prüfungsteilnehmerin-
nen und Prüfungsteilnehmer nicht gestört werden.
4.5 Bei Prüfungen, die dem Betriebsschutz dienen, darf ein
Nachteilsausgleich nicht gewährt werden.
4.6 Bei der Beurteilung der schriftlichen und mündlichen
Prüfungsleistungen sowie bei der Bildung des Gesamturteils
ist auf die physischen und psychischen Auswirkungen, die
Folge der Behinderung sind, Rücksicht zu nehmen. Die fach-
lichen Anforderungen dürfen jedoch nicht geringer bemes-
sen werden.

Nachteilsausgleiche in Prüfungen sind bewertungsneutral.
In Zeugnisse dürfen Hinweise auf Nachteilsausgleiche bei
Prüfungen nicht aufgenommen werden.
4.7 Soweit die Möglichkeiten, eine nicht bestandene Prü-
fung zu wiederholen, nicht durch Rechtsvorschriften (insbe-
sondere beamtenrechtliche Ausbildungs- und Prüfungsver-
ordnungen und Prüfungsordnungen nach dem BBiG) geregelt
sind, dürfen schwerbehinderte Menschen einmal mehr wie-
derholen als sonstige zu Prüfende. Für diese zu Prüfenden
kann eine Wiederholungsprüfung auf die Einzelleistungen
beschränkt werden, die mit „mangelhaft“ oder „ungenügend“
bewertet worden sind.

5. Aktenführung
5.1 Die Personalakten müssen einen Nachweis über die An-
erkennung der Schwerbehinderteneigenschaft und den Grad
der Behinderung (Ablichtung des Schwerbehindertenaus-
weises) oder über die Gleichstellung enthalten. In der Folge-
zeit eintretende Änderungen hinsichtlich der Schwerbehinder-
teneigenschaft, der Gleichstellung oder des Grades der Be-
hinderung sollen, nachdem sie rechtswirksam geworden sind,
in den Personalakten vermerkt werden.

Die Personalakten von schwerbehinderten Beschäftigten
sind in geeigneter Weise zu kennzeichnen, um die Beteiligung
der Schwerbehindertenvertretung in jedem Fall zu gewähr-
leisten.
5.2 In Berichten an übergeordnete Behörden über Personal-
angelegenheiten schwerbehinderter Beschäftigter ist auf den
Grad der Behinderung hinzuweisen, sofern dieses von Bedeu-
tung ist.
5.3 Alle Mitteilungen an die Personalvertretungen über be-
absichtigte Personalmaßnahmen, die schwerbehinderte Men-
schen betreffen, müssen einen Hinweis auf die Schwerbehin-
derteneigenschaft enthalten.

6. Ausgestaltung des Dienst- oder Beschäftigungsverhältnisses und
des Arbeitsumfeldes

6.1 Arbeitszeit/Arbeitspausen
Schwerbehinderte Beschäftigte sind auf ihr Verlangen von

Krankheits- und Urlaubsvertretungen freizustellen, wenn
die Vertretung innerhalb der regelmäßigen Arbeitszeit nicht
erledigt werden kann (vgl. § 207 SGB IX) oder die Art der
Behinderung den Betroffenen eine Vertretungstätigkeit unzu-
mutbar erscheinen lässt.

Unter Berücksichtigung der individuellen Leistungsfähig-
keit der schwerbehinderten Beschäftigten können besondere
Regelungen für die Gestaltung der Arbeitszeit und der Ar-
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beitspausen angezeigt sein. Die örtlichen Verhältnisse, insbe-
sondere Verkehrsverhältnisse, können ein Entgegenkommen
beim Dienstbeginn und Dienstschluss sowie bei der Mittags-
pause rechtfertigen.
6.2 Teilzeitbeschäftigung

Schwerbehinderte Beschäftigte haben gemäß § 164 Abs. 5
Satz 3 SGB IX einen Anspruch auf Teilzeitbeschäftigung,
wenn die kürzere Arbeitszeit wegen Art und Schwere der
Behinderung notwendig ist. Dieser Anspruch besteht nicht,
wenn seine Erfüllung für den Arbeitgeber oder Dienstherrn
nicht zumutbar oder mit unverhältnismäßigen Aufwendungen
verbunden wäre oder soweit staatliche oder berufsgenossen-
schaftliche Arbeitsschutzvorschriften oder beamtenrechtliche
Vorschriften entgegenstehen (§ 164 Abs. 4 Satz 3 SGB IX).
6.3 Technische Ausstattung des Arbeitsplatzes

Zur Erleichterung der Arbeit und zur Erhöhung der Leis-
tungsfähigkeit sind die nach Art und Umfang der Behinderung
erforderlichen Hilfsmittel bereitzustellen; der Arbeitsplatz
ist mit den notwendigen technischen Arbeitshilfen auszu-
statten (§ 164 Abs. 4 Nr. 5 SGB IX). Hierzu gehören u. a.:
— akustische und optische Hilfsmittel für Menschen mit einer

Hörbehinderung,
— besondere Vorrichtungen zur Telefonbedienung,
— behinderungsgerechte Büromöbel,
— behinderungsgerechte Arbeitsplatzausleuchtung,
— Brailledisplay,
— Lesegeräte,
— Vorlesesysteme,
— Diktiergeräte,
— Vergrößerungssysteme,
— Notizgeräte,
— Fachliteratur als Software oder in Blindenschrift. 

Die Leistungen der Rehabilitationsträger sind in Anspruch
zu nehmen. Hierzu ist rechtzeitig und vor einer Beschaffung
mit den zuständigen Stellen Kontakt aufzunehmen.

Sofern bei der Auswahl der notwendigen Hilfsmittel Zweifel
bestehen, sind der technische Beratungsdienst des Integrations-
amtes und der Agenturen für Arbeit sowie bei Bedarf die
Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin in Dort-
mund zu beteiligen.

Informationen zu einer behinderungsgerechten Ausstattung
von Arbeits- und Ausbildungsplätzen sowie zu den Möglich-
keiten einer finanziellen Förderung gibt es auf der Internet-
seite des Landesamtes für Soziales, Jugend und Familie unter
der Rubrik „schwerbehinderte Menschen im Arbeitsleben/
finanzielle Förderung“.
6.4 Personelle Unterstützung/Arbeitsassistenz

Schwerbehinderten Beschäftigten, die zur Ausübung der
Beschäftigung wegen der Schwerbehinderung nicht nur vor-
übergehend einer besonderen Hilfskraft bedürfen (§ 155 Abs. 1
Nr. 1 Buchst. a SGB IX), ist neben technischen Hilfsmitteln
personelle Unterstützung (z. B. Vorlesekraft, Gebärdensprach-
dolmetscherin oder Gebärdensprachdolmetscher, Hilfskraft
für Rollstuhlfahrerinnen und Rollstuhlfahrer) zur Verfügung
zu stellen und für deren Vertretung zu sorgen. Die Leistun-
gen der Rehabilitationsträger sind in Anspruch zu nehmen.
Auf § 185 Abs. 3 Nr. 2 SGB IX, wonach das Integrationsamt
im Rahmen seiner Zuständigkeit für die begleitende Hilfe im
Arbeitsleben aus den zur Verfügung stehenden Mitteln auch
Geldleistungen für außergewöhnliche Belastungen des Ar-
beitgebers, u. a. für innerbetriebliche personelle Unterstüt-
zung, erbringen kann, wird hingewiesen.

Schwerbehinderte Menschen haben im Rahmen der Zustän-
digkeit des Integrationsamtes aus den zur Verfügung stehen-
den Mitteln der Ausgleichsabgabe einen Anspruch auf Über-
nahme der Kosten einer notwendigen Arbeitsassistenz (§ 185
Abs. 5 Satz 1 SGB IX). Gegenüber der Assistenzkraft tritt der
schwerbehinderte Mensch selbst als Auftraggeber auf. Dieses
kann auf unterschiedliche Weise organisiert werden. Entweder
der schwerbehinderte Mensch kann als Arbeitgeber selbst
eine Assistenzkraft anstellen, d. h. auf Basis eines Arbeits-

vertrages im Rahmen einer sozialversicherungspflichtigen
— ggf. geringfügigen — Beschäftigung. Dabei ist er für die
Einhaltung aller gesetzlichen Arbeitgeberpflichten im Ver-
hältnis zur Assistenzkraft allein verantwortlich (Arbeitge-
bermodell). Alternativ kann der schwerbehinderte Mensch
auch ein Dienstleistungsunternehmen mit der Erbringung
der Assistenzleistung oder eine einzelne, selbstständige Per-
son im Wege eines Dienstvertrages auf Honorarbasis beauf-
tragen (Dienstleistungsmodell).

Leistungen durch das Integrationsamt dürfen nur erbracht
werden, soweit diese für denselben Zweck nicht von einem
Rehabilitationsträger, vom Arbeitgeber oder von anderer Seite
zu erbringen sind oder erbracht werden, ohne dass auf sie
ein Rechtsanspruch besteht (§ 18 Abs. 1 Satz 1 SchwbAV).
6.5 Telearbeit und mobile Arbeit

Telearbeit und mobile Arbeit sind geeignet, die Rahmen-
bedingungen für schwerbehinderte Beschäftigte zu verbes-
sern und stellen ein Instrument zur Sicherung gefährdeter
Arbeitsverhältnisse dar. Die Dienststellen fördern daher die
Einrichtung von Telearbeitsplätzen und die Möglichkeit der
mobilen Arbeit für schwerbehinderte Beschäftigte.

Bei der Entscheidung über Anträge auf Einrichtung eines
Telearbeitsplatzes bzw. der Teilnahme an der mobilen Arbeit
ist die Tatsache, dass damit die Rahmenbedingungen für
schwerbehinderte Beschäftigte verbessert werden, angemessen
zu berücksichtigen. Die digitale Barrierefreiheit gemäß den
§§ 9 ff. NBGG ist zu gewährleisten (siehe auch Nummer 6.9).

Die Schwerbehindertenvertretung ist rechtzeitig zu beteili-
gen. Das zuständige Integrationsamt ist wegen einer möglichen
Bezuschussung für die Einrichtung des Telearbeitsplatzes
und der Ausstattung mit den für die jeweilige Behinderung
erforderlichen Hilfsmitteln für das mobile Arbeiten rechtzei-
tig einzuschalten (siehe Nummer 6.3). Die Regelungen des
§ 164 Abs. 4 SGB IX sowie die Bezugsbekanntmachung zu c
sind zu beachten.
6.6 Neu- und Umbauten, Arbeitsräume

Die Schwerbehindertenvertretung ist bei der Planung von
Neu- und Umbauten sowie der Anmietung von Diensträumen
zu beteiligen. Das gilt auch für die Verteilung von Arbeits-
räumen und Arbeitsplätzen innerhalb von Dienstgebäuden. 

Die Arbeitsräume schwerbehinderter Beschäftigter sind so
auszuwählen, dass die Leistungsfähigkeit nicht beeinträch-
tigt wird; nach Möglichkeit ist ein Einzelzimmer zuzuteilen.
Das gilt insbesondere für schwerbehinderte Beschäftigte, die
aufgrund ihrer Behinderung besonders lärm- und hitzeemp-
findlich sind. Bei der Planung und beim Bau von öffentlichen
Gebäuden ist im Rahmen bestehender gesetzlicher Vor-
schriften sicherzustellen, dass sowohl die Gebäude als auch
die Inneneinrichtungen barrierefrei gestaltet werden. Insbe-
sondere ist u. a. darauf zu achten, dass Eingänge, Aufzüge,
Sitzungsräume und Toiletten für Rollstuhlfahrerinnen und
Rollstuhlfahrer zugänglich sind. Bei Umbauten sollen die Be-
lange der schwerbehinderten Menschen berücksichtigt wer-
den. 

Bei der Anmietung von Bauten oder Gebäudeteilen zur ei-
genen Nutzung ist gleichfalls im Rahmen bestehender gesetz-
licher Vorschriften die Barrierefreiheit zu berücksichtigen.
6.7 Arbeitsplatzwechsel

Der Wechsel des Arbeitsplatzes kann für schwerbehinderte
Menschen mit größeren Schwierigkeiten verbunden sein als
für andere Beschäftigte. Schwerbehinderte Beschäftigte dür-
fen daher nicht gegen ihren Willen versetzt, abgeordnet oder
umgesetzt werden, es sei denn, dass zwingende dienstliche
Gründe die Maßnahme erfordern. In diesem Fall sollten ih-
nen mindestens gleichwertige Arbeitsbedingungen oder Ent-
wicklungsmöglichkeiten geboten werden.

Begründeten eigenen Anträgen auf Versetzung oder son-
stigen Wechsel des Arbeitsplatzes soll entsprochen werden,
wenn dienstliche Gründe nicht entgegenstehen. Wird einem
Antrag nicht entsprochen, sind der oder dem schwerbehin-
derten Beschäftigten sowie der Schwerbehindertenvertretung
die Gründe dafür darzulegen.
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6.8 Prävention/Betriebliches Eingliederungsmanagement
Treten personen-, verhaltens- oder betriebsbedingte Schwie-

rigkeiten in einem Dienst- oder Arbeitsverhältnis schwerbehin-
derter Beschäftigter auf, die zur Gefährdung dieses Verhältnis-
ses führen können, sind unter möglichst frühzeitiger Ein-
schaltung der Schwerbehindertenvertretung, des Personal-
rates, Staatsanwaltsrates oder der Richtervertretung und der
Gleichstellungsbeauftragten sowie des Integrationsamtes
alle Möglichkeiten und alle zur Verfügung stehenden Hilfen
zu erörtern, mit denen die Schwierigkeiten beseitigt werden
können und das Dienst- oder Arbeitsverhältnis möglichst
dauerhaft fortgesetzt werden kann (§ 167 Abs. 1 SGB IX).

Ist ein durch die Behinderung erforderlicher Arbeitsplatz-
wechsel abzusehen, so sind schwerbehinderte Menschen
dabei frühzeitig durch geeignete berufliche Fördermaßnah-
men zu unterstützen.

Mit Zustimmung der betroffenen schwerbehinderten Be-
schäftigten schaltet die Dienststelle die Schwerbehinderten-
vertretung insbesondere auch dann ein, wenn sie innerhalb
eines Jahres länger als sechs Wochen ununterbrochen oder
wiederholt arbeitsunfähig sind. Im Rahmen des betrieblichen
Eingliederungsmanagements gemäß § 167 Abs. 2 SGB IX soll
hierbei nach Möglichkeiten gesucht werden, wie eine Arbeits-
unfähigkeit überwunden oder durch Leistungen oder Hilfen
vermieden werden kann, um den Arbeitsplatz zu erhalten.
6.9 Informations- und Kommunikationstechnik

Bei der Planung, Entwicklung und Beschaffung der im öf-
fentlichen Dienst zum Einsatz kommenden IT-Anwendungen
ist sicherzustellen, dass die Anwendungen, Anwendungs-
oberflächen und -inhalte barrierefrei zugänglich und nutz-
bar sind. In Vergabeverfahren ist die Barrierefreiheit deshalb
als Vergabekriterium zu berücksichtigen. Auch bei Weiter-
entwicklungen und Anpassungen bestehender IT-Anwendun-
gen und der Gestaltung elektronisch erzeugter Dokumente
sind die gesetzlichen Vorgaben zur Barrierefreiheit einzuhal-
ten. Bei grundsätzlichen Fragen der Planung, Entwicklung
und Beschaffung von IT-Anwendungen und deren barriere-
freier Gestaltung ist die Schwerbehindertenvertretung zu be-
teiligen. Die Regelungen über den barrierefreien Zugang zu
den Websites und mobile Anwendungen öffentlicher Stellen
(§§ 9 ff. NBGG) sind zu beachten.

7. Berufliche Entwicklung
7.1 Beförderung/Eingruppierung

Werden Arbeitsplätze, die einem Beförderungsamt zuge-
ordnet sind oder eine höhere Eingruppierung ermöglichen,
neu eingerichtet oder frei, sind schwerbehinderte Beschäf-
tigte bei gleicher Eignung, Befähigung und fachlicher Leistung
vorrangig zu berücksichtigen, soweit nicht in der Person der
anderen Bewerberinnen oder Bewerber liegende Gründe von
größerem rechtlichem Gewicht entgegenstehen. Dies gilt ins-
besondere für schwerbehinderte Beschäftigte, die bereits in
der betreffenden Dienststelle auf geringer bewerteten Arbeits-
plätzen tätig sind. Ihnen sind Probe- und Bewährungszeiten
einzuräumen. Notfalls dürfen entsprechende Beförderungs-
und Höhergruppierungsmöglichkeiten durch Versetzungen,
Umsetzungen oder andere Geschäftsverteilung geschaffen
werden, soweit dies haushaltsrechtlich zulässig ist.
7.2 Berufliche Förderung

Die berufliche Förderung soll dazu führen, dass schwerbe-
hinderte Beschäftigte Positionen erlangen, von denen anzu-
nehmen ist, dass nicht schwerbehinderte Beschäftigte sie
bei gleicher Eignung, Befähigung und fachlicher Leistung er-
reichen würden. Hierfür sind alle laufbahnrechtlichen und
tariflichen Möglichkeiten auszuschöpfen. Die Eignung für ein
Beförderungsamt wird schwerbehinderten Beschäftigten in
der Regel nur dann nicht zuzuerkennen sein, wenn sie bei
wohlwollender Prüfung die an das Beförderungsamt zu stel-
lende Mindestanforderung nicht erfüllen.
7.3 Berufliche Bildung

Nach § 164 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 SGB IX haben schwerbe-
hinderte Beschäftigte, um das Ziel der Weiterentwicklung
ihrer Fähigkeiten und Kenntnisse zu erreichen, einen An-

spruch auf Besserstellung gegenüber Beschäftigten ohne Be-
hinderungen durch bevorzugte Berücksichtigung bei Aus-
und Fortbildungsmaßnahmen der Dienststelle.

Die Dienststelle ist verpflichtet, durch geeignete Maßnah-
men Erleichterungen im zumutbaren Umfang zur Teilnahme
an außerbetrieblichen Maßnahmen der beruflichen Bildung
zu gewähren (§ 164 Abs. 4 Satz 1 Nr. 3 SGB IX).

Im Einzelfall können Art und Schwere der Behinderung
Folgen haben, die weitere Förderungsmaßnahmen zu ihrem
Ausgleich geboten erscheinen lassen. Dies gilt vor allem, wenn
nach Würdigung aller Umstände, insbesondere Vor-, Aus-
und Fortbildung sowie dienstlicher Bewährung, anzuneh-
men ist, dass schwerbehinderte Beschäftigte ohne die Behin-
derung ein besseres berufliches Fortkommen erreicht hätten.

7.4 Besondere Gruppen schwerbehinderter Menschen

Eine Berufsförderung im Rahmen dieser Richtlinien soll
auch nicht vollbeschäftigten schwerbehinderten Menschen
i. S. des § 155 Abs. 1 SGB IX ermöglicht werden. Bei diesem
Personenkreis ist je nach Lage des Einzelfalles auch zu prü-
fen, ob ein geeigneter Arbeitsplatz geschaffen werden kann,
um dadurch ggf. eine Vollbeschäftigung zu erreichen.

8. Dienstliche Beurteilung

8.1 Schwerbehinderte Beschäftigte bedürfen im Verhältnis
zu Beschäftigten ohne Behinderungen in der Regel eines grö-
ßeren Einsatzes an Energie, um gleichwertige Leistungen zu
erbringen. Bei der Beurteilung ihrer Leistung ist daher eine
etwaige Minderung der Arbeits- und Verwendungsfähigkeit
durch die jeweilige Behinderung besonders zu berücksichti-
gen. Dabei sind lediglich die Auswirkungen der Behinderung
von Bedeutung.

8.2 Die Schwerbehindertenvertretung wird vor einem an-
stehenden Beurteilungsverfahren schwerbehinderter Beschäf-
tigter informiert. In jedem Beurteilungsverfahren ist vor
Erstellung der Beurteilung ein Gespräch zwischen der oder
dem Erstbeurteilenden oder ggf. der oder dem einzig zustän-
digen Beurteilenden und der Schwerbehindertenvertretung
über die Auswirkungen der jeweiligen Schwerbehinderung
auf die Arbeits- und Verwendungsfähigkeit zu führen. Hierzu
bedarf es des Einverständnisses der oder des schwerbehinder-
ten Beschäftigten. Ob die oder der schwerbehinderte Beschäf-
tigte mit dem Gespräch einverstanden ist, klärt die Personal-
stelle vor Anforderung der Beurteilung ab. Sofern das Einver-
ständnis vorliegt, stimmt die oder der Erstbeurteilende oder
ggf. die oder der einzig zuständige Beurteilende einen Ge-
sprächstermin mit der Schwerbehindertenvertretung ab. Die
oder der schwerbehinderte Beschäftigte hat die Möglichkeit,
an dem Gespräch teilzunehmen. In der Beurteilung ist zu
vermerken, ob, wann und mit welchem Ergebnis das Ge-
spräch mit der Schwerbehindertenvertretung stattgefunden
hat. Der Verzicht auf das Gespräch berührt nicht den weiter-
hin bestehenden Anspruch der oder des schwerbehinderten
Beschäftigten auf eine Beratung durch die Schwerbehinder-
tenvertretung.

8.3 Art und Umfang der Berücksichtigung einer Minderung
der Arbeits- und Verwendungsfähigkeit durch die Behinde-
rung sind in einer die Beurteilung abschließenden Gesamt-
würdigung zu vermerken. Schwerbehinderten Beschäftigten
ist unter Beachtung des oben angegebenen Grundsatzes und
unter besonderer Berücksichtigung ihres Strebens nach Leis-
tung und Fortbildung das Gesamturteil zuzuerkennen, das
sie erhalten würden, wenn ihre Arbeits- und Verwendungs-
fähigkeit nicht infolge der Behinderung gemindert wäre. Die
Qualität der erbrachten Leistungen ist grundsätzlich nach
allgemeinen Maßstäben zu beurteilen. Eine möglicherweise
geringere Quantität der Arbeitsleistung, soweit sie auf behin-
derungsbedingten Minderungen beruht, darf das Beurteilungs-
ergebnis nicht negativ beeinflussen.

Im Übrigen finden die Regelungen der für die oder den
schwerbehinderten Beschäftigten anzuwendenden Beurtei-
lungsrichtlinien in der jeweils geltenden Fassung Anwendung.
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9. Erholungs- und Zusatzurlaub
9.1 Den Wünschen schwerbehinderter Beschäftigter hin-
sichtlich Urlaubszeit und Urlaubsteilung soll möglichst ent-
sprochen werden.
9.2 Schwerbehinderte Beschäftigte haben Anspruch auf ei-
nen bezahlten zusätzlichen Urlaub von fünf Arbeitstagen im
Urlaubsjahr (§ 208 Abs. 1 Satz 1 SGB IX). Für gleichgestellte
behinderte Beschäftigte gilt diese Regelung nicht (§ 151 Abs. 3
SGB IX). Verteilt sich die regelmäßige Arbeitszeit der schwer-
behinderten Beschäftigten auf mehr oder weniger als fünf Ar-
beitstage in der Kalenderwoche, erhöht oder vermindert sich
der Zusatzurlaub entsprechend.
9.3 Lässt sich der Beginn der Schwerbehinderteneigenschaft
nicht nachweisen, so ist hierfür der Zeitpunkt des schädi-
genden Ereignisses zugrunde zu legen, soweit er bekannt ist
(z. B. Unfall) oder durch ärztliche Bescheinigung nachgewie-
sen wird.

Lässt sich der Zeitpunkt des schädigenden Ereignisses nicht
bestimmen, so ist die festgestellte Schwerbehinderteneigen-
schaft vom ersten Tag des Monats an zu unterstellen, in dem
die Feststellung der Schwerbehinderung beantragt worden ist.
9.4 Besteht die Schwerbehinderteneigenschaft nicht wäh-
rend des gesamten Kalenderjahres, so hat die oder der
schwerbehinderte Beschäftigte für jeden vollen Monat der
im Beschäftigungsverhältnis vorliegenden Schwerbehinder-
teneigenschaft Anspruch auf ein Zwölftel des Zusatzur-
laubs. Bruchteile von Urlaubstagen, die mindestens einen
halben Tag ergeben, sind auf volle Urlaubstage aufzurunden
(§ 208 Abs. 2 SGB IX).
9.5 Wird die Schwerbehinderteneigenschaft rückwirkend
festgestellt, finden auch für die Übertragbarkeit des Zusatz-
urlaubs in das nächste Kalenderjahr die dem Beschäftigungs-
verhältnis zugrunde liegenden urlaubsrechtlichen Regelun-
gen entsprechende Anwendung (§ 208 Abs. 3 SGB IX).
9.6 Berechnung des Zusatzurlaubs von schwerbehinderten

Beschäftigten bei Beginn oder Beendigung des Arbeits-
oder Dienstverhältnisses im Urlaubsjahr

9.6.1 Schwerbehinderte Beschäftigte, die in der zweiten
Hälfte des Kalenderjahres aus dem Arbeitsverhältnis ausschei-
den oder in der ersten Hälfte des Kalenderjahres eingestellt
werden, haben nach Erfüllung der Wartezeit Anspruch auf
den vollen Zusatzurlaub von fünf Tagen. Wird die Wartezeit
nicht erfüllt, haben schwerbehinderte Beschäftigte Anspruch
auf lediglich ein Zwölftel des Zusatzurlaubs für jeden vollen
Kalendermonat des Bestehens des Arbeitsverhältnisses.

Endet das Arbeitsverhältnis in einem der Folgejahre in der
ersten Hälfte des Kalenderjahres, hat die oder der schwerbe-
hinderte Beschäftigte Anspruch auf lediglich ein Zwölftel
des Zusatzurlaubs für jeden vollen Kalendermonat des Be-
stehens des Arbeitsverhältnisses.
9.6.2 Ist eine Wartezeit nach den jeweils geltenden erho-
lungsurlaubsrechtlichen Vorschriften nicht vorgesehen, so
entsteht im Jahr der Aufnahme des Dienstverhältnisses ein
Anspruch auf ein Zwölftel des Zusatzurlaubs für jeden vollen
Kalendermonat des Dienstverhältnisses. Endet das Dienstver-
hältnis im Laufe eines Kalenderjahres, hat die oder der schwer-
behinderte Beschäftigte einen Anspruch auf ein Zwölftel des
Zusatzurlaubs für jeden vollen Kalendermonat des Dienst-
verhältnisses.
9.6.3 Bei neu eingestellten schwerbehinderten Beschäftigten,
denen bei einem anderen Dienstherrn oder Arbeitgeber im
laufenden Urlaubsjahr bereits ganz oder anteilig Zusatzurlaub
gewährt worden ist, ist dieser anzurechnen.

10. Weitere Maßnahmen zum Ausgleich der Schwerbehinderung
10.1 Abholdienst

Schwerbehinderten Beschäftigten kann im Rahmen der
Verfügbarkeit von Dienstwagen die Möglichkeit eines Abhol-
dienstes für Fahrten zwischen Dienststelle und Wohnung
angeboten werden, wenn ihnen nach Art und Schwere der
Behinderung die Benutzung öffentlicher Verkehrsmittel und
das Führen eines Kraftfahrzeugs nicht zumutbar sind.

10.2 Dienst- oder Arbeitsbefreiung bei extremen Wetterlagen
An Tagen mit extremen Wetterlagen soll schwerbehinderten

Beschäftigten, denen die jeweilige Wetterlage im Vergleich
zu den sonstigen Beschäftigten besondere Erschwernisse
verursacht, in angemessenem Umfang Dienst- oder Arbeits-
befreiung erteilt werden, sofern die in den Regelungen zur
Arbeitszeit vorgesehenen Möglichkeiten einer flexiblen Ar-
beitszeitgestaltung nicht ausreichen oder nicht geeignet sind.
Für die Feststellung besonderer Erschwernisse muss indivi-
duell die jeweilige Behinderung und die damit verbundene
tatsächliche Erschwernis betrachtet werden. Dabei ist auch
zu prüfen, ob ein Abholdienst i. S. der Nummer 10.1 oder
bei Vorliegen eines dringenden dienstlichen Interesses die
Übernahme von Taxikosten in Betracht kommt. Ob die er-
forderlichen Voraussetzungen vorliegen, ist von der Dienst-
stellenleitung nach Anhörung der Schwerbehindertenvertre-
tung großzügig zu entscheiden.
10.3 Dienstreisen
10.3.1 Schwerbehinderte Beschäftigte, die Dienstreisen nur
mit fremder Hilfe ausführen können, dürfen sich auch von
einer Person, die nicht im Landesdienst steht oder dorthin
abgeordnet ist, begleiten lassen. Der Anspruch auf unent-
geltliche Beförderung und ähnliche Nachteilsausgleiche für
die Begleitperson von schwerbehinderten Beschäftigten muss
ausgenutzt werden (z. B. § 228 Abs. 6 Nr. 1 SGB IX). Die
Fahrtauslagen sowie die Auslagen für die Verpflegung, Unter-
kunft und Nebenkosten der Begleitperson sind im Rahmen
des Reisekostenrechts zu erstatten. Werden schwerbehin-
derte Dienstreisende i. S. von Satz 1 von einer Person beglei-
tet, die der Dienststelle angehört, ist für die Begleitperson
ebenfalls eine Dienstreise anzuordnen; die Begleitperson er-
hält damit einen Anspruch auf eine eigenständige Reisekos-
tenvergütung.
10.3.2 Der Einsatz des privaten Kraftwagens einer oder eines
schwerbehinderten Dienstreisenden mit einer außergewöhnli-
chen Gehbehinderung — Merkzeichen aG — begründet ein
erhebliches dienstliches Interesse an der Benutzung des pri-
vaten Kraftwagens. Andere Arten der Schwerbehinderung
können in besonderen Fällen ebenfalls dazu führen, dass der
Einsatz des privaten Kraftwagens in einem erheblichen dienst-
lichen Interesse liegt. In diesen Fällen werden Wegstrecken-
entschädigung ohne Begrenzung und der Sachschadenersatz
im Rahmen der maßgebenden Vorschriften gewährt.
10.3.3 Die Fahrtkosten für die nächsthöhere Klasse dürfen
— unabhängig vom Vorliegen einer anerkannten Behinde-
rung — erstattet werden, wenn der körperliche oder gesund-
heitliche Zustand der oder des Dienstreisenden die Benutzung
dieser Klasse rechtfertigt.
10.3.4 Liegen für eine Taxibenutzung die nach dem Reise-
kostenrecht vorausgesetzten Gründe vor, werden die entstan-
denen notwendigen Kosten erstattet. Ein Grund, der für sich
allein die Taxibenutzung rechtfertigt, ist z. B. das Merkzei-
chen aG oder ein stark eingeschränktes Sehvermögen.
10.4 Verkauf ausgesonderter Dienstkraftfahrzeuge

Beim Verkauf ausgesonderter Dienstkraftfahrzeuge ist ge-
mäß der Richtlinie über Dienstkraftfahrzeuge in der Landes-
verwaltung (Kfz-Richtlinie) des MF in der jeweils geltenden
Fassung zu verfahren:

An schwerbehinderte Beschäftigte des Landes, die die ge-
sundheitlichen Merkmale zur unentgeltlichen Beförderung
im öffentlichen Personenverkehr nach dem SGB IX oder zur
Inanspruchnahme von Nachteilsausgleichen bei der Kraft-
fahrzeugsteuer erfüllen, sind Dienstkraftfahrzeuge freihändig
zum Schätzwert (zuzüglich Schätzkosten) zu verkaufen.

Kaufinteressentinnen und Kaufinteressenten, die inner-
halb der letzten fünf Jahre ein Dienstkraftfahrzeug erworben
haben, können nur berücksichtigt werden, wenn anspruchs-
berechtigte schwerbehinderte Kaufinteressentinnen und Kauf-
interessenten nicht vorhanden sind. Liegen Kaufanträge
schwerbehinderter Beschäftigter des Landes nicht vor, so ist
der freihändige Verkauf zum Schätzwert (zuzüglich Schätz-
kosten) auch an Beschäftigte des Landes mit einer oder einem
sorgeberechtigten, in häuslicher Gemeinschaft lebenden
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schwerbehinderten Familienangehörigen zulässig, wenn diese
Person die in Abs. 1 Satz 2 angegebenen Merkmale erfüllt.

Die Weiterveräußerung eines begünstigt erworbenen Fahr-
zeugs innerhalb des ersten Jahres ist nur aus besonderen
Gründen mit Zustimmung der veräußernden Dienststelle
zulässig; die Bindung ist in den Kaufvertrag aufzunehmen. 

Anspruchsberechtigte erhalten Informationen zum Verkauf
ausgesonderter Dienstkraftfahrzeuge der Zentralen Polizeidirek-
tion unter folgender E-Mail-Adresse: kfz-aussonderung@zpd.
polizei.niedersachsen.de.
10.5 Parkmöglichkeiten

Schwerbehinderten Beschäftigten, die wegen ihrer Behin-
derung auf dem Weg zu und von der Dienststelle auf den
Gebrauch eines Kraftfahrzeugs angewiesen sind, ist in der
Nähe ihres Arbeitsplatzes auf den für die Dienststelle vor-
handenen Parkplätzen für private Kraftfahrzeuge eine genü-
gende Anzahl von Abstellflächen bereitzustellen. Falls nötig,
sind diese Abstellflächen besonders zu kennzeichnen. Sind
keine Parkplätze vorhanden, auf denen Abstellflächen für
Kraftfahrzeuge schwerbehinderter Beschäftigter bereitge-
stellt werden können, so sind diese Flächen nach Möglich-
keit zu mieten oder zu erwerben. Miete oder Erwerb müssen
wirtschaftlich vertretbar sein. Die für Fahrzeuge schwerbe-
hinderter Beschäftigter bereitgestellten Abstellflächen sind
nach Möglichkeit in die vorgesehene Bewachung der jewei-
ligen Dienststelle oder des jeweiligen Grundstücks einzube-
ziehen. Stehen Parkplätze nicht zur Verfügung, so können
schwerbehinderte Beschäftigte bei der zuständigen Straßen-
verkehrsbehörde beantragen, dass ihnen ein Parkplatz in der
Nähe der Dienststelle reserviert wird.

Werden Parkflächen allgemein nur gegen Entgelt oder im
Rahmen der Parkraumbewirtschaftung vergeben, sind hiervon
schwerbehinderte Beschäftigte ausgenommen, die im Besitz
eines blauen oder orangen Sonderparkausweises sind. Ist
ein solcher Parkausweis nicht vorhanden, ist der Schwerbe-
hindertenausweis mit den Merkzeichen „aG oder Bl“ (An-
spruch auf blauen Parkausweis) oder „G oder B“ mit weiteren
— in der VwV-StVO zu § 46 Abs. 1 Satz 1 Nr. 11 StVO ge-
nannten — gesundheitlichen Beeinträchtigungen (Anspruch
auf orange Parkberechtigung) vorzuweisen. In diesen Fällen
entfällt die Entrichtung eines Entgelts.
10.6 Assistenz- und Blindenführhunde

Assistenz- und Blindenführhunde dürfen während der
Dienstzeit am Arbeitsplatz oder in der Nähe des Arbeitsplatzes
untergebracht werden.
10.7 Rehabilitationssport und Funktionstraining

Rehabilitationssport und Funktionstraining sind geeignet,
zusätzlichen Gesundheitsschäden vorzubeugen und die Ar-
beitskraft zu erhalten. Rehabilitationssport und Funktions-
training dienen nicht nur den Belangen der schwerbehinder-
ten Beschäftigten, sondern auch der Erhaltung der Dienstfä-
higkeit und damit dienstlichen Interessen. Schwerbehinderten
Beschäftigten kann daher zur Teilnahme am Rehabilitations-
sport und Funktionstraining, wenn dieser unter ärztlicher
Betreuung von einer nach § 11 a Abs. 2 BVG i. V. m. der ab
1. 1. 2022 geltenden Rahmenvereinbarung über den Rehabi-
litationssport und das Funktionstraining anerkannten Reha-
bilitationssportgruppe oder Funktionssportgruppe durchgeführt
wird, im Einzelfall eine Freistellung erteilt werden, wenn der
Besuch dieser Veranstaltungen im Rahmen der Regelungen
zur flexiblen Arbeitszeit nicht möglich ist.

11. Beendigung von Dienst- oder Beschäftigungsverhältnissen
11.1 Vorzeitige Versetzung in den Ruhestand

Schwerbehinderte Beamtinnen und Beamte oder Richte-
rinnen und Richter sollen wegen Dienstunfähigkeit nur
dann in den Ruhestand versetzt werden, wenn festgestellt
wird, dass sie auch bei der notwendigen Rücksichtnahme
nicht in der Lage sind, ihre Dienstpflichten zu erfüllen. Ei-
ner vorherigen Beteiligung des Integrationsamtes bedarf es
dabei nicht. In den Ruhestand wird nicht versetzt, wer an-
derweitig verwendbar ist (§ 26 Abs. 1 Satz 3 BeamtStG). Un-
ter den Voraussetzungen des § 26 Abs. 2 BeamtStG kann ein

anderes Amt derselben oder einer anderen Laufbahn über-
tragen werden. Es sind alle rechtlichen Möglichkeiten zu
nutzen, die den schwerbehinderten Beamtinnen und Beam-
ten eine angemessene und zumutbare Weiterverwendung
auf einem anderen Dienstposten ermöglichen.
11.2 Kündigung

Vor jeder ordentlichen Kündigung oder anderen Beendigung
des Arbeitsverhältnisses aus gesundheitlichen Gründen ist
zunächst zu prüfen, ob eine Rehabilitation in Betracht kommt.
Danach ist zu prüfen, ob eine angemessene und zumutbare
Weiterverwendung der oder des schwerbehinderten Beschäf-
tigten auf einem anderen Arbeitsplatz möglich ist.

Die Kündigung des Arbeitsverhältnisses schwerbehinder-
ter Beschäftigter durch den Arbeitgeber bedarf der vorheri-
gen Zustimmung des Integrationsamtes (§ 168 SGB IX). Eine
Kündigung ohne Beteiligung der Schwerbehindertenvertre-
tung nach § 178 Abs. 2 Satz 1 SGB IX ist unwirksam (§ 178
Abs. 2 Satz 3 SGB IX).

12. Zusammenarbeit bei der Wahrnehmung von Interessen der
schwerbehinderten Beschäftigten

Die Dienststelle, die oder der Inklusionsbeauftragte, die
Schwerbehindertenvertretung, die Personalvertretung und
die Gleichstellungsbeauftragte arbeiten zum Wohl der schwer-
behinderten Beschäftigten bei deren Eingliederung in die
Dienststelle eng und vertrauensvoll zusammen.
12.1 Inklusionsbeauftragte oder Inklusionsbeauftragter der

Dienststelle
12.1.1 Die Dienststellen haben nach § 181 SGB IX eine Inklu-
sionsbeauftragte oder einen Inklusionsbeauftragten zu be-
stellen, die oder der sie in Angelegenheiten schwerbehinderter
Beschäftigter verantwortlich vertritt. Falls erforderlich, kön-
nen mehrere Beauftragte bestellt werden. Eine Inklusionsbe-
auftragte oder ein Inklusionsbeauftragter kann auch für
mehrere Dienststellen eines Geschäftsbereichs bestellt wer-
den, wenn für die schwerbehinderten Beschäftigten dieser
Dienststellen eine gute Erreichbarkeit gegeben ist.
12.1.2 Die oder der Inklusionsbeauftragte soll nach Möglich-
keit selbst schwerbehindert sein. Die Inklusionsbeauftragten
sind sorgfältig auszuwählen. Die Beauftragung soll jeweils
nach vier Jahren überprüft werden. Die Dienststellenleitung,
die sie ständig vertretenden Beschäftigten sowie die mit Per-
sonalentscheidungen befassten Beschäftigten sollen nicht
Inklusionsbeauftragte der Dienststelle sein. Die Inklusions-
beauftragten sind schriftlich zu bestellen und abzuberufen.
Sowohl ihre Bestellung als auch ihre Abberufung ist den
personalbearbeitenden Stellen, der örtlichen Schwerbehin-
dertenvertretung, der Gleichstellungsbeauftragten und der
Personalvertretung anzuzeigen. Außerdem sind die Inklusions-
beauftragten der Agentur für Arbeit und dem Integrationsamt
zu benennen. Sie können mit diesen Stellen unmittelbar ver-
kehren.
12.1.3 Die Inklusionsbeauftragten haben kraft dieses Amtes
keine Entscheidungsbefugnis. Sie sind dazu berufen, auszu-
gleichen und vermittelnd zu wirken und haben insoweit
auch Entscheidungen der Verwaltung vorzubereiten. Diese
Tätigkeit erfordert neben Lebens- und Verwaltungserfah-
rung Aufgeschlossenheit und Verständnis für die Belange
der schwerbehinderten Beschäftigten und der Verwaltung.
12.1.4 Die Inklusionsbeauftragten sind über ihre Aufgaben
und Befugnisse von der Dienststellenleitung oder der von
ihr bestimmten Stelle zu unterrichten und mit den erforder-
lichen Arbeitsmitteln auszustatten. Die Inklusionsbeauftragten
haben darauf zu achten, dass die zugunsten schwerbehinder-
ter Menschen geltenden Vorschriften, Tarifverträge und Ver-
waltungsvorschriften erfüllt werden. Sie haben mit den
personalbearbeitenden Stellen, der Schwerbehindertenver-
tretung, der Gleichstellungsbeauftragten und der Personal-
vertretung eng zusammenzuarbeiten.
12.2 Die Schwerbehindertenvertretung
12.2.1 Die Schwerbehindertenvertretung ist in allen Ange-
legenheiten, die einen einzelnen oder die schwerbehinderten
Menschen als Gruppe berühren, unverzüglich und umfas-
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send zu unterrichten und vor einer Entscheidung anzuhören
(§ 178 Abs. 2 Satz 1 SGB IX).

12.2.2 Die Schwerbehindertenvertretung ist befugt, sich in
Angelegenheiten der schwerbehinderten Menschen unmittel-
bar an das Integrationsamt und die Agentur für Arbeit zu
wenden.

12.2.3 Die Schwerbehindertenvertretung hat neben den
Rechten nach § 178 Abs. 4 SGB IX das Recht, an den ge-
meinsamen Besprechungen der Dienststelle und des Perso-
nalrates, des Staatsanwaltsrates oder der Richtervertretung
teilzunehmen (§ 178 Abs. 5 SGB IX i. V. m. § 62 NPersVG).

12.2.4 Die Schwerbehindertenvertretung hat nicht nur die
Interessen der einzelnen schwerbehinderten Beschäftigten,
sondern auch die der schwerbehinderten Beschäftigten der
Dienststelle in ihrer Gesamtheit wahrzunehmen.

Ist eine Schwerbehindertenvertretung nicht vorhanden, so
nimmt deren Aufgaben die Gesamt-, Bezirks-, oder Haupt-
schwerbehindertenvertretung wahr.

12.2.5 Um der Schwerbehindertenvertretung einen laufen-
den Überblick über den zu betreuenden Personenkreis zu
geben, sind ihr sofort alle Zu- und Abgänge von schwerbe-
hinderten Beschäftigten mitzuteilen.

12.2.6 Bei Schulungsveranstaltungen für Vertrauensperso-
nen der schwerbehinderten Menschen, die vom Integrations-
amt, der Hauptvertrauensperson oder der Bezirksvertrauens-
person des Geschäftsbereichs veranstaltet werden, gelten die
Voraussetzungen des § 179 Abs. 4 SGB IX als erfüllt. Die
Dienststelle unterstützt und fördert die Schulungsveranstal-
tungen der Hauptvertrauensperson oder Bezirksvertrauens-
person. Ob Schulungsveranstaltungen anderer anerkannter
Bildungseinrichtungen und -vereinigungen berücksichtigt
werden können, ist im Einzelfall zu prüfen.

12.2.7 Die Schwerbehindertenvertretungen, Gesamt-, Be-
zirks- und Hauptschwerbehindertenvertretungen sind bei der
Wahrnehmung ihrer Aufgaben zu unterstützen, z. B. durch
Stellung einer Bürokraft in erforderlichem Umfang zur Erle-
digung von Schreib- und Büroarbeiten, Bereitstellung eines
Raumes, in dem mit schwerbehinderten Beschäftigten unge-
stört gesprochen, nach Bedarf allein gearbeitet werden kann
sowie Akten o. Ä. untergebracht werden können. Für Bekannt-
machungen sind geeignete Plätze (Anschlagtafeln) verfügbar
zu halten. Die durch die Tätigkeit der Schwerbehinderten-
vertretung entstehenden Kosten trägt nach § 179 Abs. 8 SGB IX
die Verwaltung, und zwar die Dienststelle, bei der die jewei-
lige Vertrauensperson gewählt ist. Sofern in einer Dienststelle
keine Schwerbehindertenvertretung gewählt worden ist,
werden die Kosten der dann zuständigen Gesamt-, Bezirks-
oder Hauptschwerbehindertenvertretung von der Dienststelle
getragen, für die die Vertrauensperson tätig wird.

Reisen der Schwerbehindertenvertretung sind keine Dienst-
reisen i. S. des Reisekostenrechts. Diese Reisen bedürfen keiner
Anordnung oder Genehmigung durch die zuständige Behörde,
sie sind ihr lediglich anzuzeigen. Für die Durchführung und
Abrechnung sind die für den Arbeitgeber oder Dienstherrn
maßgebenden reisekostenrechtlichen Vorschriften entspre-
chend anzuwenden. Setzen diese für eine Erstattung einzelner
Auslagen jedoch eine schriftliche oder elektronische Aner-
kennung vor Antritt der Dienstreise voraus (z. B. bei der Be-
nutzung eines privaten Kraftwagens in erheblichem dienstli-
chem Interesse), ist die jeweilige Regelung auch für die Rei-
sen der Schwerbehindertenvertretung bindend. Regelungen
zur Reisekostenerstattung für Mitglieder der Personalvertre-
tungen gelten entsprechend.

12.2.8 Die Hauptschwerbehindertenvertretungen und
Schwerbehindertenvertretungen der obersten Landesbehör-
den können die Landesarbeitsgemeinschaft der Schwerbe-

hindertenvertretungen bei den obersten Landesbehörden in
Niedersachsen (LAGSV) bilden. 

Sofern eine LAGSV besteht, unterrichtet die federführend
zuständige oberste Landesbehörde bei ressortübergreifenden
Angelegenheiten, die die Interessen der schwerbehinderten
Beschäftigten der Landesverwaltung als Gruppe berühren,
diese über die bei ihr gebildete Hauptschwerbehindertenver-
tretung. Sollte eine solche nicht bestehen, erfolgt die Unter-
richtung direkt. Die Unterrichtung erfolgt bei Regelungsvor-
haben, für die eine Kabinettsbefassung zur Freigabe zur Ver-
bandsbeteiligung nicht erforderlich ist, gleichzeitig mit der
Zuleitung an die Ressorts. In allen anderen Fällen wird die
LAGSV nach der Ressortabstimmung parallel zur Verbands-
beteiligung unterrichtet.

Die Befugnisse und Aufgaben der Schwerbehindertenver-
tretungen nach dem SGB IX (siehe auch Nummer 12.2.1)
bleiben unberührt.
12.3 Der Personalrat, der Staatsanwaltsrat und die Richter-
vertretungen

Der Personalrat, der Staatsanwaltsrat und die Richterver-
tretungen haben die Eingliederung und berufliche Entwick-
lung schwerbehinderter Beschäftigter zu fördern und darauf
zu achten, dass die Dienststelle insbesondere den ihr oblie-
genden Verpflichtungen aus den §§ 154, 155 und 164 bis 167
SGB IX nachkommt. Sie wirken auf die Wahl der Schwerbe-
hindertenvertretung hin (§ 176 SGB IX i. V. m. § 59 Nr. 8
NPersVG).
12.4 Die Gleichstellungsbeauftragte

Die Gleichstellungsbeauftragte unterstützt die Integration
und die berufliche Förderung von schwerbehinderten Men-
schen. Dabei trägt sie den besonderen Belangen Rechnung,
die die Gleichstellung von schwerbehinderten Frauen und
Männern und die Vereinbarkeit von Erwerbs- und Familien-
arbeit berühren können. Die Gleichstellungsbeauftragte hat
im Rahmen des NGG das Recht zur aktiven Teilnahme an al-
len Entscheidungsprozessen zu personellen, organisatori-
schen und sozialen Angelegenheiten.
12.5 Zusammenarbeit

Die oder der Inklusionsbeauftragte, die Schwerbehinderten-
vertretung und die oder der Vorsitzende des Personalrates,
Staatsanwaltsrates oder der Richtervertretung und die
Gleichstellungsbeauftragte können auf gemeinsamen Wunsch
zur wirksamen Durchführung der Teilhabe schwerbehinder-
ter Beschäftigter in der Dienststelle ein Inklusionsteam bil-
den. Wenn die Art und Schwere der Behinderung oder die
besonderen Umstände eines Einzelfalles es ratsam erschei-
nen lassen, können andere Personen, z. B. Personalärztinnen
und Personalärzte oder andere medizinische oder psycholo-
gische Beraterinnen und Berater sowie Vertreterinnen und
Vertreter des Integrationsamtes, hinzugezogen werden.

Betriebsärztinnen, Betriebsärzte und Fachkräfte für Arbeits-
sicherheit arbeiten bei der Erfüllung ihrer Aufgaben, wenn
Belange der schwerbehinderten Beschäftigten berührt sind,
mit der Schwerbehindertenvertretung vertrauensvoll zusam-
men. Sie beraten die Schwerbehindertenvertretung in Ange-
legenheiten des Arbeitsschutzes und der Unfallverhütung.

13. Schlussbestimmungen
Die Schwerbehindertenrichtlinien treten am 14. 10. 2022

in Kraft. Der Bezugsbeschluss zu a tritt mit Ablauf des
13. 10. 2022 außer Kraft.

An die
Dienststellen der Landesverwaltung,
Kommunen und sonstigen Körperschaften, Anstalten und Stiftungen
des öffentlichen Rechts 

— Nds. MBl. Nr. 44/2022 S. 1412
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Gemeinsame Erklärung der 
Niedersächsischen Landesregierung

 und der Spitzenorganisationen der Gewerkschaften
 zu den Schwerbehindertenrichtlinien

 (SchwbRl)

Bek. d. MI v. 13. 10. 2022 — Z 2.1-03031/02.22 —

Bezug: Beschl. d. LReg. v. 4. 10. 2022 (Nds. MBl. S. 1412)
— VORIS 20480 —

Die LReg., vertreten durch das MI, der Deutsche Gewerk-
schaftsbund — Bezirk Niedersachsen — Bremen — Sachsen-
Anhalt — (DGB), der Niedersächsische Beamtenbund und
Tarifunion (NBB) und der Niedersächsische Richterbund —
Bund der Richterinnen und Richter, Staatsanwältinnen und
Staatsanwälte — (NRB) haben am 13. 10. 2022 die in der
Anlage abgedruckte Gemeinsame Erklärung abgegeben.

An die
Dienststellen der Landesverwaltung,
Kommunen und sonstigen Körperschaften, Anstalten und Stiftungen
des öffentlichen Rechts 

— Nds. MBl. Nr. 44/2022 S. 1421

Anlage

Gemeinsame Erklärung der 
Niedersächsischen Landesregierung 

und der Spitzenorganisationen der Gewerkschaften 
zu den Schwerbehindertenrichtlinien 

(SchwbRl)

Gemeinsame Erklärung
der Niedersächsischen Landesregierung, vertreten durch das
Niedersächsische Ministerium für Inneres und Sport,
und 
des Deutschen Gewerkschaftsbundes — Bezirk Niedersach-
sen — Bremen — Sachsen-Anhalt — (DGB),
des Niedersächsischen Beamtenbundes und Tarifunion (NBB)
und 
des Niedersächsischen Richterbundes — Bund der Richterin-
nen und Richter, Staatsanwältinnen und Staatsanwälte (NRB)
zu den Richtlinien zur gleichberechtigten und selbstbestimm-
ten Teilhabe schwerbehinderter und ihnen gleichgestellter
Menschen am Berufsleben im öffentlichen Dienst (Schwer-
behindertenrichtlinien — SchwbRl) vom 4. 10. 2022 und der
Vereinbarung gemäß § 81 des Niedersächsischen Personal-
vertretungsgesetzes (NPersVG) zu den Schwerbehinderten-
richtlinien vom 21. 3. 2016:
Die Parteien stimmen darin überein, dass durch die Neufas-
sung der Schwerbehindertenrichtlinien vom 4. 10. 2022 keine

inhaltliche Änderung der aus der bestehenden „Vereinbarung
gem. § 81 NPersVG zu den Schwerbehindertenrichtlinien“
vom 21. 3. 2016 (Nds. MBl. 2016 S. 401) übernommenen Rege-
lungen vorgenommen wurde. Ungeachtet von Abweichungen
im konkreten Wortlaut entsprechen die Schwerbehinderten-
richtlinien in der Sache der bestehenden Vereinbarung. In
der Rechtsanwendung ist der Wortlaut der neu gefassten
Schwerbehindertenrichtlinien anzuwenden.
Die Vereinbarung gem. § 81 NPersVG zu den SchwbRl vom
21. 3. 2016 gilt bis zum Abschluss einer neuen Vereinbarung
fort. 
Es besteht Konsens über die Aufnahme von Verhandlungen zu
einer neuen Vereinbarung.

Einsatz- und Ausbildungsanleitungen für Feuerwehren;
„Atemschutz“

(Feuerwehr-Dienstvorschrift 7)

RdErl. d. MI v. 21. 10. 2022 — 34-13221/07 —

— VORIS 21090 —

Bezug: RdErl. v. 30. 11. 2006 (Nds. MBl. 2007 S. 63)
— VORIS 21090 —

Aufgrund des § 5 Abs. 1 NBrandSchG ergeht zum Bezugs-
erlass folgende Regelung:
Die „DGUV Empfehlungen für arbeitsmedizinische Beratun-
gen und Untersuchungen" ersetzen ab August 2022 die bis-
herigen „DGUV Grundsätze für arbeitsmedizinische Unter-
suchungen“. Damit entfällt der arbeitsmedizinische Grund-
satz G 26 und geht in den Empfehlungen der DGUV auf.

Bis zur entsprechenden Anpassung der FwDV 7 sind auf-
grund des § 4 i. V. m. § 6 Abs. 3 der DGUV Vorschrift 49
„UVV Feuerwehren“ anstelle des in der FwDV 7 zitierten
Grundsatzes G 26 die Regelungen der „DGUV Empfehlungen
für arbeitsmedizinische Beratungen und Untersuchungen“
anzuwenden.

Die Dienstvorschrift kann über die Internetseite des NLBK
im Downloadbereich und dort über den (Pfad „Service >
Download > Feuerwehr Dienstvorschriften“) als PDF-Datei
heruntergeladen werden.

Dieser RdErl. tritt mit Wirkung vom 1. 8. 2022 in Kraft
und mit Ablauf des 31. 12. 2027 außer Kraft.

An
das Niedersächsische Landesamt für Brand- und Katastrophenschutz
die Kommunen

— Nds. MBl. Nr. 44/2022 S. 1421
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C. Finanzministerium

Niedersächsische Beihilfeverordnung (NBhVO); 
Gebührenordnung für Zahnärzte (GOZ) — 

Beschlüsse des Beratungsforums 
für Gebührenordnungsfragen

RdErl. d. MF v. 25. 10. 2022 
— VD3-03540/01/005/01/Z/1 —

— VORIS 20444 —

Bezug: RdErl. v. 4. 7. 2017 (Nds. MBl. S. 883), zuletzt geändert durch
RdErl. v. 18. 8. 2022 (Nds. MBl. S. 1225)
— VORIS 20444 —

Der Bezugserlass wird mit Wirkung vom 1. 10. 2022 wie folgt
geändert:
Der Tabelle der Anlage wird die in der Anlage abgedruckte
Nummer 52 angefügt.

An die
Dienststellen der Landesverwaltung
Kommunen und der Aufsicht des Landes unterstehenden anderen
Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts

— Nds. MBl. Nr. 44/2022 S. 1422

Anlage

Niedersächsische Beihilfeverordnung (NBhVO);
Arzneimittel

RdErl. d. MF v. 25. 10. 2022 — VD3-03540/03 —

— VORIS 20444 —

Bezug: RdErl. v. 2. 1. 2012 (Nds. MBl. S. 42), zuletzt geändert durch
RdErl. v. 14. 6. 2022 (Nds. MBl. S. 830)
— VORIS 20444 —

Die Tabelle in Nummer 2 des Bezugserlasses wird mit Wir-
kung vom 11. 10. 2022 wie folgt geändert:
Bei der Indikation „Verbesserung des Haarwuchses“ wird nach
Zeile 2 die folgende Zeile eingefügt:

An die
Dienststellen der Landesverwaltung
Kommunen und der Aufsicht des Landes unterstehenden anderen
Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts

— Nds. MBl. Nr. 44/2022 S. 1422

Nummer Beratungsgegenstand Beschluss

„52 Berechnung der GOZ-Nr. 0090 neben 
der GOZ-Nr. 0100

Die Infiltrationsanästhesie nach der GOZ-Nr. 0090 ist bei Vorliegen 
einer medizinischen Notwendigkeit zahn-/regionsgleich neben 
der Leitungsanästhesie nach der GOZ-Nr. 0100 berechnungsfähig.“

„Flupredniden-21-
acetat; Estradiol

Crinohermal fem“.
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D. Ministerium für Soziales, Gesundheit
und Gleichstellung

Hilfe zur Erziehung in Vollzeitpflege;
Festsetzung der monatlichen Pauschalbeträge

(Pflegegeld)

RdErl. d. MS v. 11. 10. 2022 — 305-51 212 —

— VORIS 21130 —

Bezug: RdErl. d. MK v. 29. 3. 1996 (Nds. MBl. S. 593), zuletzt geändert
durch RdErl. d. MS v. 8. 11. 2021 (Nds. MBl. S. 1754)
— VORIS 21130 —

Die Anlage des Bezugserlasses erhält mit Wirkung vom
1. 1. 2023 folgende Fassung:

„Anlage

Monatliche Pauschalbeträge bei Vollzeitpflege

An
die Region Hannover, Landkreise, kreisfreien Städte und kreisangehö-
rigen Gemeinden
das Niedersächsische Landesamt für Soziales, Jugend und Familie

— Nds. MBl. Nr. 44/2022 S. 1423

F. Kultusministerium

Sicherheit und Gesundheitsschutz 
bei der Arbeit der Landesbediensteten

in Schulen und Studienseminaren
(Arbeitsschutz in Schulen)

RdErl. d. MK v. 24. 10. 2022 — 22-40180/1-1 —

— VORIS 81600 —

Bezug: RdErl. v. 2. 1. 2017 (Nds. MBl. S. 60, SVBl. S. 48)
— VORIS 81600 —

Der Bezugserlass wird mit Wirkung vom 1. 12. 2022 wie
folgt geändert:
1. Nummer 2.3 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 3 wird die Angabe „der NLSchB“ durch die
Angabe „des zuständigen RLSB“ ersetzt.

b) In Absatz 4 wird die Angabe „der NLSchB“ durch die
Angabe „dem zuständigen RLSB“ ersetzt.

2. Nummer 3 wird wie folgt geändert:
a) Nummer 3.1 wird wie folgt geändert:

aa) In der Überschrift wird die Angabe „NLSchB“
durch die Angabe „RLSB“ ersetzt.

bb) In Absatz 1 Satz 1 werden die Worte „Regionalab-
teilungen der NLSchB“ durch die Angabe „RLSB“
ersetzt.

cc) In den Absätzen 3 und 5 wird jeweils die Angabe
„die NLSchB“ durch die Angabe „das zuständige
RLSB“ ersetzt.

dd) In Absatz 7 werden die Worte „das Portal ,Bera-
tung und Unterstützung‘ der NLSchB“ durch die
Worte „das Onlineportal ,Beratung und Unterstüt-
zung‘ im Bildungsportal Niedersachsen“ ersetzt.

b) In Nummer 3.2 Satz 1 werden die Worte „zuständigen
Stabsstelle AuG in der NLSchB“ durch die Worte
„Stabsstelle AuG im zuständigen RLSB“ ersetzt.

3. In Nummer 5 Satz 1 wird das Datum „31. 12. 2022“ durch
das Datum „31. 12. 2024“ ersetzt. 

An die
öffentlichen Schulen 
Studienseminare
Regionalen Landesämter für Schule und Bildung
Nachrichtlich:
An die 
Schulträger

— Nds. MBl. Nr. 44/2022 S. 1423

Altersstufe
(Jahre)

Materielle 
Aufwendungen

(EUR)

Kosten der 
Erziehung

(EUR)

Gesamt-
betrag
(EUR)

I. 0 bis 5 639 275 914“.

II. 6 bis 11 783 275 1 058“.

III. ab 12 919 275 1 194“.
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G. Ministerium für Wirtschaft, Arbeit, Verkehr und Digitalisierung

Richtlinie über die Gewährung von Zuwendungen 
zur Förderung niedrigschwelliger Innovationen 

in kleinen und mittleren Unternehmen und 
Handwerksunternehmen

Erl. d. MW v. 2. 11. 2022 
— 30-328 70 25/20-32323/1100 —

— VORIS 77100 —

Bezug: Erl. v. 15. 3. 2022 (Nds. MBl. S. 466) 
— VORIS 77100 —

Der Bezugserlass wird mit Wirkung vom 2. 11. 2022 wie folgt geändert:
Die Anlage erhält folgende Fassung:

„Anlage

Qualitätskriterien (Scoringmodell) 
zur Richtlinie über die Gewährung von Zuwendungen

 zur Förderung niedrigschwelliger Innovationen 
in kleinen und mittleren Unternehmen und Handwerksunternehmen

Qualitätskriterium Mindestpunktzahl Maximalpunktzahl

1. Richtlinienspezifische fachliche Kriterien1) 40 70

A) Ausgangslage und Ziele 5 11

Bedeutung für die niedersächsische Wirtschaft:
Das Vorhaben trägt zur Sicherung der Arbeitsplätze sowie zur Steigerung der 
Leistungsfähigkeit des Unternehmens und damit der niedersächsischen 
Wirtschaft bei (5). 
Es ist geplant, neue Arbeitsplätze in Niedersachsen zu schaffen (+ 6).

5 11

B) Qualität des Umsetzungskonzepts 20 44

1.1 Innovationsgehalt:
Das Vorhaben beinhaltet die Entwicklung neuer oder verbesserter Produkte, 
Produktionsverfahren oder Dienstleistungen gegenüber dem unternehmens-
bezogenen Stand der Technik bzw. die Entwicklung und Umsetzung von 
Prozess- und Organisationsinnovationen (5). 
Es handelt sich dabei um umfassende respektive tiefgreifende Weiter-
entwicklungen (+ 6).

5 11

1.2 Entwicklungsrisiko:
Ein Entwicklungsrisiko für den Zuwendungsempfänger i. S. von 
Nummer B 1.1 liegt vor (5).
Der Lösungsweg weist einen gegenüber dem unternehmensbezogenen Stand 
innovativen Ansatz auf (+ 6).

5 11

1.3 Realisierbarkeit:
Vorhaben und Lösungsweg sind hinreichend konkretisiert und lassen eine 
erfolgreiche Realisierung erwarten (5). 
Die verfügbaren Ressourcen werden effektiv und effizient eingesetzt (+ 6).

5 11

1.4 Marktfähigkeit:
Produkt, Produktionsverfahren oder Dienstleistung sind marktfähig bzw. 
Prozess- und Organisationsinnovationen umsetzungsgeeignet und das Ver-
wertungsinteresse des Antragstellers ist ausreichend belegt (5). 
Das Vorhaben zielt auf einen Wachstumsmarkt mit besonderem Potential 
bzw. die Umsetzung auf besondere prozess- und organisationsbezogene 
Potenziale (+ 6).

5 11

C) Ziele i. S. der niedersächsischen RIS3-Strategie — 15

1.5 Stärkung der Innovationskraft der KMU: 
Durch das Vorhaben wird die Innovationsfähigkeit des Unternehmens 
verbessert und es ist mit einer konkreten Ausweitung der Forschungs- und 
Entwicklungskapazitäten (Ausstattung, Personal, Prozesse) verbunden.

— 3

1.6 Kooperation und Wissenstransfer:
Das Vorhaben beinhaltet einen kooperativen Ansatz und es erfolgt eine 
Verstärkung des Technologietransfers durch Kooperationen mit Forschungs-
einrichtungen.

— 3

1.7 Gründungsintensität: 
Das Vorhaben wird von einem jungen Unternehmen (< 5 Jahre) durchgeführt.

— 3
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1) Kein regional bedeutsames Programm mit darauf entfallender Bewertung.
2) Zum ländlichen Raum gehört das gesamte Landesgebiet außerhalb der regionsangehörigen Landeshauptstadt Hannover, der kreisfreien Städte

Braunschweig, Delmenhorst, Oldenburg, Osnabrück, Salzgitter, Wilhelmshaven und Wolfsburg, der großen selbständigen Städte Hildesheim
und Lüneburg sowie der kreisangehörigen Stadt Göttingen. (Definition gemäß dem „Programm zur Förderung der Entwicklung im ländlichen
Raum [PFEIL]“ der Bundesländer Niedersachsen und Bremen im Rahmen des „Europäischen Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des
ländlichen Raums [ELER]“ 2014—2022 sowie der künftigen Förderung nach dem deutschen Strategieplan zur Umsetzung der Gemeinsamen
Agrarpolitik [GAP] 2023—2027).

Die bei einigen Kriterien aufgezählten Unterpunkte dienen der Erläuterung des jeweiligen Kriteriums. Die Aufzählung ist weder
abschließend noch müssen sämtliche aufgezählten Unterpunkte erfüllt sein.

Das Projekt muss bei den richtlinienspezifischen fachlichen Qualitätskriterien, die den Beitrag zur Erreichung des Spezifischen
Zieles bewerten, unter den Oberkriterien „A) Ausgangslage und Ziele“ und „B) Qualität des Umsetzungskonzepts“ in jedem Unter-
kriterium mindestens 5 Punkte erzielen sowie mindestens 40 der 70 maximal möglichen Punkte in diesem Bewertungsblock er-
reichen, damit das Vorhaben förderwürdig ist.

Bei den Querschnittszielen sind wenigstens 20 der maximal 30 möglichen Punkte zu erreichen, damit das Vorhaben förder-
würdig ist.“ 

An die
Investitions- und Förderbank Niedersachsen (NBank)

— Nds. MBl. Nr. 44/2022 S. 1424

1.8 Förderung regionalspezifischer Innovationspotenziale im ländlichen 
Raum:

Das Unternehmen hat seinen Sitz im ländlichen Raum2) oder führt ein 
Vorhaben durch, dass dem ländlichen Raum zugutekommt.

— 3

1.9 Spezialisierungsfelder der RIS3-Strategie:
Das Vorhaben hat einen Bezug zu einem der festgelegten Spezialisierungs-
felder. 

— 3

2. Querschnittsziele 20 30

Gleichstellung:
Durch den Vorhabenträger und/oder das Vorhaben wird ein Beitrag zur 
Gleichstellung von Frauen und Männern erbracht.

— 5

Chancengleichheit und Nichtdiskriminierung:
Durch den Vorhabenträger und/oder das Vorhaben werden Beiträge zur 
Nichtdiskriminierung in Bezug auf Geschlecht, Rasse oder ethnischer 
Herkunft, Religion oder Weltanschauung, einer Behinderung, des Alters oder 
der sexuellen Ausrichtung erbracht.
Der Aspekt „Barrierefreiheit“ muss explizit genannt und mitbewertet 
werden.

— 5

Nachhaltige Entwicklung:
Durch den Vorhabenträger und/oder das Vorhaben werden Beiträge zur 
Anpassung an den Klimawandel, Klimaschutz, nachhaltige Nutzung und 
Schutz von Wasser- und Meeresressourcen, Übergang zu einer Kreislaufwirt-
schaft oder der Vermeidung und Verminderung der Umweltverschmutzung 
erbracht.

— 15

Gute Arbeit:
Durch den Vorhabenträger und/oder das Vorhaben wird ein Beitrag zu 
„Gute Arbeit“ erbracht.

— 5

Insgesamt 60 100

Qualitätskriterium Mindestpunktzahl Maximalpunktzahl
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H. Ministerium für Ernährung, Landwirtschaft
und Verbraucherschutz

Richtlinie zur Gewährung von Billigkeitsleistungen
für finanzschwache Kommunen zur Umsetzung

von Vorhaben nach der ZILE-Richtlinie 
und der LEADER-Richtlinie

(Kofinanzierung ZILE/LEADER)

RdErl. d. ML v. 2. 11. 2022 — 306-60119/5 —

— VORIS 78350 —

Bezug: RdErl. v. 27. 8. 2020 (Nds. MBl. S. 918)
— VORIS 78350 —

Der Bezugserlass wird mit Wirkung vom 1. 11. 2022 wie
folgt geändert:
1. Der Nummer 7 wird die folgende Nummer 7.5 angefügt:

„7.5 Der Landesrechnungshof ist berechtigt, bei den
Leistungsempfängerinnen und Leistungsempfängern zu
prüfen.“

2. In Nummer 8 wird das Datum „31. 12. 2022“ durch das
Datum „31. 12. 2024“ ersetzt.

An die
Ämter für regionale Landesentwicklung

— Nds. MBl. Nr. 44/2022 S. 1426

K. Ministerium für Umwelt, Energie, Bauen
und Klimaschutz

Richtlinien über die Gewährung von Zuwendungen 
zur Förderung der Informations- und Bildungsarbeit 
in den Nationalparken und Biosphärenreservaten in 

Niedersachsen (Richtlinien „Informationseinrichtungen 
der niedersächsischen Großschutzgebiete“)

RdErl. d. MU v. 21. 10. 2022 — RefN1-04011/05/100 —

— VORIS 28100 —

1. Zuwendungszweck, Rechtsgrundlage
1.1 Das Land gewährt nach Maßgabe dieser Richtlinien und
der VV/VV-Gk zu § 44 LHO Zuwendungen für Einrichtun-
gen, die Informations- und Bildungsarbeit für den Natur-
schutz in den Großschutzgebieten (Nationalparke nach § 24
und Biosphärenreservate nach § 25 BNatSchG) im Rahmen
des in den Gesetzen der Großschutzgebiete verankerten In-
formations- und Bildungsauftrags gemeinsam mit Kommu-
nen, Verbänden und sonstigen Einrichtungen leisten. Zu
den Großschutzgebieten i. S. dieser Richtlinien zählen auch
UNESCO-Weltnaturerbegebiete und UNESCO-Biosphärenre-
servate.

Zweck der Förderung ist es, die Informations- und Bildungs-
arbeit in den Großschutzgebieten in Niedersachsen über die
vom Land selbst entsprechend seines gesetzlichen Auftrags
wahrgenommenen naturschutzbezogenen Informations- und
Bildungsaufgaben hinaus weiter zu verstärken, die darauf ab-
zielt,
— Verständnis für den Schutzzweck des Großschutzgebietes,

für die ökologischen Zusammenhänge und die Bedeu-
tung der biologischen Vielfalt, einschließlich der Wech-
selwirkungen zwischen Mensch und Natur, zu schaffen,

— die Werte und die Funktionen des Großschutzgebietes in
seiner Vielfalt, Eigenart und Schönheit bewusst zu machen,

— die Naturschutzarbeit im Großschutzgebiet einschließlich
der wissenschaftlichen Untersuchungen und Forschungs-
vorhaben zu erläutern,

— die internationale Bedeutung des Großschutzgebietes auf-
zuzeigen,

— die Identifikation mit dem Großschutzgebiet bei der orts-
ansässigen Bevölkerung und Kompetenz zu deren Mitge-
staltung zu fördern,

— der ortsansässigen Bevölkerung und den Gästen der Region
die Möglichkeiten des Naturerlebnisses und der Erholung
im Einklang mit den Schutzzielen in den Großschutzge-
bieten aufzuzeigen,

— die am Prinzip der Nachhaltigkeit ausgerichtete Regional-
entwicklung im Schutzgebiet und seinem Umfeld zu ver-
anschaulichen.

1.2 Ein Anspruch des Antragstellers auf Gewährung der
Zuwendung besteht nicht, vielmehr entscheidet die Bewilli-
gungsbehörde aufgrund ihres pflichtgemäßen Ermessens im
Rahmen der verfügbaren Haushaltsmittel.

2. Gegenstand der Förderung
2.1 Gefördert werden folgende Kategorien von Informations-
und Bildungseinrichtungen (Informationseinrichtungen):
2.1.1 Informationsstellen für Großschutzgebiete, die ohne

ständige personelle Betreuung die Informations- und
Bildungsarbeit in Form von Ausstellungen, visuellen
und akustischen Informationen sowie die Verteilung
von Druckmedien leisten,

2.1.2 Informationshäuser für Großschutzgebiete (National-
park-/Biosphärenreservatshäuser), die Informations- und
Bildungsarbeit in Form von Naturerlebnis- und Um-
weltbildungsveranstaltungen, Führungen und anderen
Formaten durch qualifiziertes Fachpersonal leisten,

2.1.3 Informationszentren für Großschutzgebiete (National-
park-/Biosphärenreservatszentren), die an typischer-
weise stärker frequentierten Standorten die Informa-
tions- und Bildungsarbeit im Hinblick auf Nummer 2.1.2
mit erweiterter Personalausstattung und umfassende-
ren, insbesondere in Form von zielgruppenorientierten
qualifizierten Bildungsangeboten wahrnehmen. Zusätz-
lich übernehmen Informationszentren übergeordnete
(einrichtungsübergreifende) Aufgaben im Netzwerk
der Informationseinrichtungen.

2.2 Informations- und Bildungsarbeit, die thematisch über
die in Nummer 1.1 beschriebenen Zwecke hinausgeht und
sich auf Themenfelder erstreckt, die im engen Zusammen-
hang mit dem Naturschutz stehen und mit einem besonderen
und herausgehobenen Zusatzthema vermittelt werden sollen
(z. B. Meeresschutz, Küsten- und Hochwasserschutz, erneuer-
bare Energien, Klimaanpassungen). 

3. Zuwendungsempfänger
3.1 Zuwendungsempfänger sind Kommunen, juristische Per-
sonen des privaten Rechts, Verbände oder Vereine, die Trä-
ger von Informationseinrichtungen i. S. von Nummer 2.1 in
Niedersachsen sind.
3.2 Der Zuwendungsempfänger (Erstempfänger) kann mit
Zustimmung der Bewilligungsbehörde mit einem Dritten eine
Gemeinschaft für den Betrieb der Informationseinrichtung
bilden oder diesem den laufenden Betrieb vertraglich über-
tragen. Der Erstempfänger kann die Zuwendung im Rahmen
der VV Nr. 12 zu § 44 LHO ganz oder teilweise an die Betriebs-
gemeinschaft oder den Betreiber i. S. des Satzes 1 (Letzt-
empfänger) weiterleiten. Dabei bleibt der Erstempfänger für
die Einhaltung sämtlicher Verpflichtungen aus dem Zuwen-
dungsbescheid allein verantwortlich.

4. Zuwendungsvoraussetzungen
4.1 Alle Informationseinrichtungen sind jeweils mit einer
Dauerausstellung ausgestattet, die in Abstimmung mit der
jeweiligen Schutzgebietsverwaltung über das Großschutzge-
biet in seiner Gesamtheit und über jeweils einen bestimm-
ten Themenschwerpunkt informiert.
4.2 Voraussetzung für Maßnahmen nach Nummer 2.2 ist
eine bewilligte Förderung nach Nummer 2.1.
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4.3 Die Informationshäuser und -zentren werden von fach-
lich qualifiziertem Personal im erforderlichen Umfang betreut.
Eine qualifizierte fachliche Betreuung ist als erfüllt anzuse-
hen, sofern mindestens

4.3.1 in einem Informationshaus Mitarbeiterinnen oder Mit-
arbeiter in einem Umfang von eineinhalb Vollzeitbe-
schäftigten tätig sind, von denen mindestens eine Mit-
arbeiterin oder ein Mitarbeiter (die Hausleitung) über
einen Bachelor- oder gleichwertigen Abschluss verfügt,

4.3.2 in einem Informationszentrum Mitarbeiterinnen oder
Mitarbeiter in einem Umfang von vier Vollzeitbeschäf-
tigten tätig sind, von denen mindestens eine Mitarbei-
terin oder ein Mitarbeiter (die Hausleitung) über einen
Master- oder gleichwertigen Abschluss verfügt.

Bei der Neueinstellung von Leitungspersonal ist die Bewil-
ligungsbehörde zu beteiligen und ihr Einvernehmen herzu-
stellen. Bei der Neueinstellung von anderem Fachpersonal
ist die Bewilligungsbehörde zu beteiligen.

4.4 Der Antragsteller legt ein Konzept mit den Eckpunkten
für den erfolgreichen Betrieb der Informationseinrichtung vor
(u. a. Aussagen zu den Inhalten und der Gestaltung der Aus-
stellung, den Themenschwerpunkten und den didaktischen
Ansätzen der Informations- und Bildungsarbeit, orientiert an
den Empfehlungen für den erfolgreichen Betrieb von Infor-
mationseinrichtungen für Großschutzgebiete — Anlage).

4.5 Von den Großschutzgebietsverwaltungen und weiteren
niedersächsischen Naturschutzbehörden unentgeltlich zur
Verfügung gestelltes Informationsmaterial (Broschüren, Falt-
blätter usw.) wird gut zugänglich präsentiert und nur unent-
geltlich abgegeben.

4.6 Die Informationshäuser und -zentren geben in Abstim-
mung mit der jeweiligen Großschutzgebietsverwaltung auch
Publikationen heraus und/oder wirken daran mit und stellen
Informationen in elektronischen Medien bereit (Internet, ggf.
Social Media).

4.7 Der Zuwendungsempfänger hat die Finanzierung der
Informationseinrichtung sicherzustellen. Neben der Zuwen-
dung und ggf. Eintrittsgeldern kann er

a) Spenden, Sponsorenmittel und Mittel von Stiftungen in
Anspruch nehmen. Sind hierdurch in irgendeiner Weise
Gegenleistungen mit Bezug zum Großschutzgebiet ver-
bunden, ist die jeweilige Vereinbarung mit der Bewilli-
gungsbehörde abzustimmen;

b) durch Warenverkäufe Einnahmen erwirtschaften. Die an-
gebotenen Waren müssen überwiegend dem den Groß-
schutzgebieten zugeordneten Prinzip der Nachhaltigkeit
Rechnung tragen (bio, regional, aus fairem Handel usw.).
Spezifische Produkte aus den Schutzgebieten werden
prominent beworben und ausgestellt. Die Bildungs- und
Informationsarbeit darf durch den Warenverkauf nicht
beeinträchtigt werden;

c) Entgelte im Rahmen der ortsüblichen Tarife für Führun-
gen, Exkursionen, Bildungsveranstaltungen oder sonstige
schutzgebietsrelevante Dienstleistungen erheben.

5. Art und Umfang, Höhe der Zuwendung

5.1 Die Zuwendung wird als nicht rückzahlbarer Zuschuss
in Form einer Anteilfinanzierung zur Projektförderung ge-
währt.

5.2 Die Höhe der Zuwendung beträgt jährlich für Informa-
tions- und Bildungsarbeit nach Nummer 1.1:

5.2.1 für Maßnahmen nach Nummer 2.1.1 bis zur Höhe von
90 % der zuwendungsfähigen Ausgaben, höchstens
10 000 EUR,

5.2.2 für Maßnahmen nach Nummer 2.1.2 bis zur Höhe von
90 % der zuwendungsfähigen Ausgaben, höchstens
70 000 EUR,

5.2.3 für Maßnahmen nach Nummer 2.1.3 bis zur Höhe von
90 % der zuwendungsfähigen Ausgaben, höchstens
168 000 EUR. In besonders zu begründenden Ausnah-
mefällen kann der ausgewiesene Höchstbetrag bei Maß-

nahmen nach Nummer 2.1.3 mit Zustimmung des
MU überschritten werden,

5.2.4 für Maßnahmen nach Nummer 2.2 bis zur Höhe von
90 % der zuwendungsfähigen Ausgaben, jedoch höchs-
tens bis zu 50 % des bewilligten Zuwendungsbetrages
für die Bezugsmaßnahme nach Nummer 2.1.

5.3 Zuwendungsfähige Ausgaben sind:
5.3.1 bei Maßnahmen nach Nummer 2.1.1 und 2.2, die auf

Maßnahmen nach Nummer 2.1.1 aufbauen, Ausga-
ben, die der Einrichtung, Ergänzung, Erhaltung und
Betreuung der Ausstellung dienen,

5.3.2 bei Maßnahmen nach Nummer 2.1.2, 2.1.3 und 2.2,
die auf Maßnahmen nach Nummer 2.1.2 und 2.1.3
aufbauen, Personalausgaben für Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter der Informationseinrichtung einschließlich
der Saison- und Aushilfskräfte sowie Freiwilligen-
dienstleistenden,

5.3.3 bei Maßnahmen nach Nummer 2.1.2, 2.1.3 und 2.2, die
auf Maßnahmen nach Nummer 2.1.2 und 2.1.3 auf-
bauen, eine Sachkostenpauschale von 5 % bezogen auf
die Personalausgaben nach Nummer 5.3.2.

6. Sonstige Zuwendungsbestimmungen
6.1 Die ANBest-P/ANBest-Gk sind unverändert zum Bestand-
teil des Bescheides zu machen. Abweichungen von den Rege-
lungen aus der ANBest-P/ANBest-Gk sind in den Zuwendungs-
bescheid aufzunehmen.
6.2 Die Informationseinrichtungen werden entsprechend
ihrem Angebot als „Informationsstelle“, „Informationshaus“
oder „Informationszentrum“ des jeweiligen Nationalparks oder
Biosphärenreservats gekennzeichnet und sind über eine ab-
gestimmte Außendarstellung (Corporate Identity/Corporate
Design) und inhaltliche Ausrichtung als Informationseinrich-
tungen des jeweiligen Großschutzgebietes erkennbar.
6.3 Ein Besucherzentrum für das UNESCO-Weltnaturerbe
Wattenmeer ist „Informationszentrum“ i. S. dieser Richtlinien
und führt die Bezeichnungen „UNESCO-Weltnaturerbe Wat-
tenmeer-Besucherzentrum (Ortsname)“ und „UNESCO Wad-
den Sea World Heritage Visitor Centre (locality)”. Alternativ
können bei Gestaltungsproblemen, z. B. zum Erhalt der guten
Lesbarkeit auf Printmedien, Bannern, Eingängen, auch die
Bezeichnungen „Wattenmeer-Besucherzentrum (Ortsname)“
und „Wadden Sea Visitor Centre (locality)“ genutzt werden.
6.4 Der Zuwendungsempfänger legt der Bewilligungsbe-
hörde jährlich einen Bericht über die erfolgte Arbeit der In-
formationseinrichtung vor. Der Projektbericht stellt den Sach-
bericht nach Nummer 6.2 ff. ANBest-P oder Nummer 5.1 ff.
ANBest-Gk dar. Er führt mindestens einmal pro Kalenderjahr
ein Trägerschaftstreffen unter Beteiligung der Großschutzge-
bietsverwaltung durch.
6.5 Der Zuwendungsempfänger hat die Informationseinrich-
tung jährlich zu evaluieren. Ziel der Evaluierung ist eine
Optimierung des Betriebes und der Leistungsfähigkeit der
Informationseinrichtung.

7. Anweisungen zum Verfahren
7.1 Für die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der
Zuwendung sowie für den Nachweis und die Prüfung der
Verwendung und die ggf. erforderliche Aufhebung des Zu-
wendungsbescheides und die Rückforderung der gewährten
Zuwendung gelten die VV/VV-Gk zu § 44 LHO, soweit nicht
in diesen Richtlinien Abweichungen zugelassen worden sind.
7.2 Bewilligungsbehörde ist die zuständige Nationalpark-
oder Biosphärenreservatsverwaltung.
7.3 Zuwendungsanträge sind bei der Bewilligungsbehörde
zu stellen. Dabei sind neben dem Konzept nach Nummer 4.4
folgende Unterlagen einzureichen:
7.3.1 Bei Informationsstellen ist dem Antrag eine Übersicht

über die jährlich zu erwartenden Einnahmen und Aus-
gaben für die Einrichtung, Ergänzung und Erhaltung
der Ausstellung sowie ggf. für deren Betreuung (zuwen-
dungsfähige Ausgaben) beizufügen. Sofern die Infor-
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mationseinrichtung bereits betrieben wird, ist auch eine
Aufstellung über die im Vorjahr erfolgten Einnahmen
und Ausgaben sowie eine Prognose für das folgende
Jahr beizufügen.

7.3.2 Bei Informationshäusern und -zentren ist dem Antrag
eine Darstellung des eingesetzten Personals mit den
voraussichtlich zu leistenden Personalausgaben bei-
zufügen und, sofern die Informationseinrichtung be-
reits betrieben wird, auch eine Aufstellung über die
im Vorjahr entstandenen Personalausgaben, die Ein-
nahmen und sonstigen Ausgaben der Einrichtung so-
wie eine Prognose für das folgende Jahr.

7.3.3 Bei bestehenden Informationseinrichtungen hat der
Antragsteller den Aktualisierungsbedarf für notwen-
dige Erneuerungen und Ergänzungen der Ausstellung
oder einzelner ihrer Bestandteile durch ein Grobkon-
zept sowie eine Kalkulation der sich daraus ergebenden
Kosten zu benennen und mit der Bewilligungsbehörde
abzustimmen. Diese Aktualisierungen sind bei Infor-
mationshäusern und -zentren nicht Gegenstand der
Zuwendungen nach diesen Richtlinien. Ein Einver-
nehmen zwischen dem Träger der Informationsein-
richtung und der Schutzgebietsverwaltung über die
Inhalte und Gestaltung der Ausstellungen ist jedoch
Grundlage für das Erreichen des Zuwendungszwecks.

7.4 Der Bewilligungszeitraum beträgt bis zu fünf Jahre. Dem
Zuwendungsbescheid wird das Informationsblatt mit den
Empfehlungen für den erfolgreichen Betrieb von Informations-
einrichtungen (Anlage) beigefügt.
7.5 Die Zuwendung wird vierteljährlich in der Mitte eines
jeden Quartals ausgezahlt. Soweit ein vollständiger Jahres-
bericht nach Nummer 7.7 nicht termingerecht vorgelegt wird,
kann die Bewilligungsbehörde die Zahlung bis zur Vorlage auf-
schieben.

Bei schuldhafter Nichterfüllung der Pflichten des Zuwen-
dungsempfängers gemäß dem Zuwendungsbescheid kann die
Bewilligungsbehörde die vierteljährliche Auszahlung der Zu-
wendung mindern oder einbehalten oder den Zuwendungs-
bescheid widerrufen.
7.6 Die Bewilligungsbehörde rechnet die nach Nummer 7.5
geleisteten Abschlagszahlungen auf der Basis der nachgewie-
senen Personal- und Sachausgaben ab und setzt den Betrag
der Zuwendung nach Nummer 5.3 fest. Übersteigt die Gesamt-
summe der Abschlagszahlungen den festgesetzten Betrag der
Zuwendung, so zahlt der Zuwendungsempfänger den zu viel
gezahlten Teilbetrag unverzüglich zurück.
7.7 Der Träger der Informationseinrichtung legt der Zuwen-
dungsbehörde jährlich für das abgelaufene Kalenderjahr,
spätestens bis zum 30. April eines jeden Jahres, einen Jahres-
bericht über die Arbeit der Informationseinrichtung vor (falls
die Rechnungsprüfung beim Zuwendungsempfänger bis da-
hin nicht abgeschlossen ist, mit dem Vermerk der Vorläufig-
keit). Der Bericht sollte mindestens folgende Angaben ent-
halten:
— Personalliste mit Angabe der Stellenanteile und Personal-

ausgaben (bei Informationszentren und Informationshäu-
sern),

— Besucherzahlen in der Einrichtung und Teilnehmerzahlen
an Veranstaltungen, getrennt nach Einzel- und Gruppen-
besuchen (Gruppenanzahl, Gruppenstärke sowie daraus
die Anzahl von Kindern und Jugendlichen) pro Monat,

— durchgeführte Veranstaltungen thematisch differenziert,
besondere Ereignisse und das Veranstaltungsprogramm
für das Berichtsjahr,

— investive Maßnahmen,
— Ergebnisse der Evaluation sowie bei den Informations-

zentren und -häusern neue Erkenntnisse und fachliche
und methodische Innovationen zur Bildungsarbeit,

— einen Plan für das Folgejahr, in dem wesentliche Maßnah-
men zur Ausstellungsentwicklung, vorgesehene Projekte
und Veranstaltungen mit Bezug zum Zuwendungszweck
aufgeführt sind.

7.8 Eine Evaluation dieses RdErl. wird 2026 durch das MU
gemeinsam mit den Großschutzgebietsverwaltungen durch-
geführt.

8. Schlussbestimmungen
Dieser RdErl. tritt am 2. 11. 2022 in Kraft und mit Ablauf

des 31. 12. 2027 außer Kraft.

An die
Biosphärenreservatsverwaltung „Niedersächsische Elbtalaue“
Nationalparkverwaltung „Harz“
Nationalparkverwaltung „Niedersächsisches Wattenmeer“
Nachrichtlich:
An die
Träger von Informationseinrichtungen im Nationalpark „Harz (Nieder-
sachsen)“, im Nationalpark „Niedersächsisches Wattenmeer“ und im
Biosphärenreservat „Niedersächsische Elbtalaue“
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Anlage

Informationsblatt
Empfehlungen für den erfolgreichen Betrieb von 

Informationseinrichtungen für Großschutzgebiete

Die nachfolgenden Empfehlungen beruhen auf Praxiser-
fahrungen und haben sich beim Betrieb von Informations-
einrichtungen für Großschutzgebiete bewährt. Sie entfalten
keine Wirkung in Bezug auf mögliche Sanktionen.

Aufgabe der Informationseinrichtungen ist die Kommuni-
kation der Ziele und Aufgaben des betreffenden Nationalparks
oder Biosphärenreservats. Die Informationseinrichtungen sind
die Aushängeschilder der Großschutzgebiete. Corporate
Identity und Corporate Design des Schutzgebietes sowie eine
Abstimmung mit der Schutzgebietsverwaltung und den an-
deren Informationseinrichtungen über Inhalte, Termine, Pu-
blikationen u. a. werden empfohlen, damit Besucherinnen
und Besucher die Einrichtungen entsprechend einordnen und
die Informationseinrichtungen ihren Zweck erfüllen können.

Außendarstellung, Inhalte und Gestaltung von Ausstellun-
gen, Veranstaltungen, Vermittlungstechniken und Publikatio-
nen sollen in Grundzügen mit der Schutzgebietsverwaltung
abgestimmt werden.

Jede Einrichtung stellt neben den allgemeinen Informatio-
nen über das Großschutzgebiet einen für die jeweilige Einrich-
tung oder die jeweilige Region charakteristischen Themen-
schwerpunkt in Abstimmung mit der Schutzgebietsverwaltung
heraus. Die in den Informationszentren erarbeiteten Erkennt-
nisse zu ihrem Schwerpunktthema sollten allen anderen In-
formationseinrichtungen des jeweiligen Schutzgebietes aktiv
weitervermittelt werden.

Die Außendarstellung der Informationseinrichtung erfolgt
im Corporate Design der Nationalen Naturlandschaften, bei
einem UNESCO-Weltnaturerbe Wattenmeer-Besucherzentrum
zusätzlich auf der Grundlage des Leitfadens zur Nutzung
des Namens, Akronyms und Logos der UNESCO und des
Welterbe-Emblems durch die Welterbestätten in Deutsch-
land der Deutschen UNESCO-Kommission vom 22.10.2021
und möglichst nach den Vorgaben der Schutzgebietsverwal-
tung sowie ggf. unter Verwendung weiterer erforderlicher
Logos. Die entsprechenden Vorgaben dazu sind im aktuellen
Manual für das Corporate Design der Nationalen Naturland-
schaften enthalten. Der Name der Einrichtung enthält das
Logo des Schutzgebietes. Das jeweilige Großschutzgebietslogo
sollte auf allen Schildern, der Webseite und den Informations-
materialien gut sichtbar angebracht werden. Im Nationalpark
„Niedersächsisches Wattenmeer“ wird zusätzlich das Welt-
naturerbe Wattenmeer-Logo empfohlen.

Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Informations-
einrichtung sollten durch einheitliche Kleidung oder durch
das Tragen von verbindlichen Abzeichen eindeutig als sol-
che erkennbar sein.

Die Verwendung des Logos des Trägers/der Träger der Ein-
richtung am Gebäude und/oder an der Kleidung wird nur nach
Absprache mit der Schutzgebietsverwaltung empfohlen.

Die Informationseinrichtung ist Forum und regionale An-
sprechstelle für die ortsansässige Bevölkerung und Gäste. Sie
ist erste Anlaufstelle für die Nationalpark- und Biosphären-
reservat-Partner, -Schulen und -Führer, für kommunale Ver-
treter mit Fragen zur nachhaltigen Regionalentwicklung
sowie für andere Nachhaltigkeitsakteure in der Region.
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Die Informationseinrichtung sollte offensiv auf Beherber-
gungsbetriebe, auf Tourismuseinrichtungen und Kurverwal-
tungen zugehen und mit Ihnen kooperieren, um für sich und
das Schutzgebiet zu werben.

Die Öffnungszeiten der Einrichtung sollten angemessen
ausgestaltet werden. Eine Abstimmung der Ruhetage, einge-
schränkte Öffnungszeiten und eventuelle Schließungen wäh-
rend der besucherarmen Monate im Grundsatz mit der Schutz-
gebietsverwaltung haben sich bewährt.
Eintrittsgelder sollten keine zu hohen Hürden für den Besuch
der Informationseinrichtungen darstellen. 

Die in den Einrichtungen zum Verkauf oder zur sonstigen
Weitergabe angebotenen Waren sollen zunehmend, perspek-
tivisch weitestgehend dem den Großschutzgebieten zuge-
ordneten Prinzip der Nachhaltigkeit Rechnung tragen (bio,
regional, aus fairem Handel usw.).

Die Barrierefreiheit der Informationseinrichtung ist anzu-
streben.

Es wird empfohlen, die Anfahrtswege zur Informations-
einrichtung ausreichend zu beschildern und die Informati-
onseinrichtung gut sichtbar zu kennzeichnen. Auch die
Gestaltung des Eingangsbereichs im direkten Umfeld vor dem
Haus sollte dem Charakter der Informationseinrichtung ent-
sprechen. Durch das zur Verfügung gestellte und am Ein-
gangsbereich angebrachte Schild sollte zum Ausdruck
gebracht werden, dass der Betrieb der Einrichtung mit Mit-
teln des Landes gefördert wird.

Es wird empfohlen, die Informationseinrichtung in ange-
messenem Rahmen auf Wunsch der Bewilligungsbehörde
nach vorheriger Absprache für Veranstaltungen auch außer-
halb der Öffnungszeiten kostenfrei zur Verfügung zu stellen.
Die angemessene Beteiligung der Einrichtung an schutzge-
bietsweiten Veranstaltungen und Projekten der Bewilligungs-
behörde bei rechtzeitiger Ankündigung ist wünschenswert.
Auch die Teilnahme an gemeinsamen Treffen mit den Lei-
tungen der Informationseinrichtungen zur engeren Zusam-
menarbeit hat sich bewährt.

Eine regelmäßige Aktualisierung der gemeinsamen Inter-
netseite des Schutzgebietes, des gemeinsamen Veranstal-
tungskalenders sowie ggf. die Vereinheitlichung der E-Mail-
Adresse nach einheitlichem Muster haben sich bewährt. Es
wird empfohlen, die Veranstaltungen spätestens mit dem
Saisonstart (Osterferien) zumindest für das Frühjahr im Ver-
anstaltungskalender anzukündigen; im Sommer, Herbst und
Winter jeweils zum Jahreszeitenbeginn.

Auf dem mindestens einmal pro Kalenderjahr stattfinden-
den Trägerschaftstreffen unter Beteiligung der Schutzgebiets-
verwaltung sollen der Jahresbericht des vorausgehenden
Jahres durch den Träger oder die Hausleitung präsentiert so-
wie die Planungen und notwendigen Maßnahmen für den
Betrieb der Informationseinrichtung erörtert werden. Die Be-
schlüsse der jährlichen Trägerschaftstreffen sollten schriftlich
dokumentiert und als Zielvereinbarung von den Trägern der
Informationseinrichtungen sowie der Schutzgebietsverwal-
tung unterzeichnet werden. In der Zielvereinbarung werden
die zu erwartenden Kosten benannt und die vorgesehenen
Wege der Finanzierung festgelegt.

Amt für regionale Landesentwicklung Lüneburg

Anerkennung der
„Stiftung Windpark Wilstedt Süd“

Bek. d. ArL Lüneburg v. 14. 10. 2022 
— LG.07-11741/576 —

Mit Schreiben vom 14. 10. 2022 hat das ArL Lüneburg als
zuständige Stiftungsbehörde gemäß § 3 NStiftG aufgrund des
Stiftungsgeschäfts vom 7. 10. 2022 und der diesem beigefüg-
ten Stiftungssatzung die „Stiftung Windpark Wilstedt Süd“
mit Sitz in Wilstedt gemäß § 80 BGB als rechtsfähig aner-
kannt.

Zweck der Stiftung ist die Förderung der Jugend- und Al-
tenhilfe, Erziehung, Volks- und Berufsausbildung, von Kunst
und Kultur, der Landschaftspflege i. S. des BNatSchG und der

Naturschutzgesetze der Länder, des Umweltschutzes, öffent-
lichen Gesundheitswesens und des Sports.

Die Anschrift der Stiftung lautet:
Stiftung Windpark Wilstedt Süd
Am Brink 2
27412 Wilstedt.
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Niedersächsische Landesmedienanstalt

Haushaltsergebnis 2021

Bek. d. NLM v. 24. 10. 2022

Nach Abschluss der Rechnungsunterlagen für das Haus-
haltsjahr 2021 stellen sich die Einnahmen und Ausgaben der
NLM wie folgt dar:
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A. Einnahmen

1. Eigene Einnahmen 9 302 682,48 EUR

2. Übertragungseinnahmen 0,00 EUR

3. Vermögenswirksame Einnahmen 
und Sondereinnahmen 710 300,00 EUR

Gesamt 10 012 982,48 EUR

B. Ausgaben

4. Persönliche Verwaltungsausgaben 3 062 991,48 EUR

5. Sächliche Verwaltungsausgaben 458 935,72 EUR

6. Ausgaben für Zuweisungen und 
Zuschüsse für laufende Zwecke 658 283,99 EUR

7. Baumaßnahmen 0,00 EUR

8. Investitionsmaßnahmen 0,00 EUR

9. Besondere Finanzierungsausgaben 179 226,69 EUR

10. Maßnahmen zur Förderung tech-
nischer Innovationen (TGr. 74) 24 800,00 EUR

11. Technische und sonstige Kosten 
Bürgerrundfunk (TGr. 75) 758 245,90 EUR

12. Fördermaßnahmen 
Bürgerrundfunk (TGr. 76) 4 087 349,21 EUR

13. Fördermaßnahmen Medien-
kompetenz (TGr. 79) 832 614,51 EUR

Gesamt 10 062 447,50 EUR

C. Zwischensumme — 49 465,02 EUR

D. Ausgabereste

1. Summe der aus dem Jahr 2020 
übertragenen Ausgabereste 207 330,19 EUR

2. Summe der in das Jahr 2022 zu 
übertragenden Ausgabereste 157 865,17 EUR

Gesamt 365 195,36 EUR

E. Kassenmäßiges Ergebnis

Zwischenssumme C — 49 465,02 EUR

Summe der aus dem Jahr 2020 
übertragenen Ausgabereste 207 330,09 EUR

Gesamt 157 865,17 EUR

F. Einnahmeüberschuss 0,00 EUR

G. Jahresergebnis Betrieb 
gewerblicher Art — 29 656,27 EUR
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Staatliches Gewerbeaufsichtsamt Oldenburg

Entscheidung nach dem BImSchG;
Öffentliche Bekanntmachung

(WESTFLEISCH SCE mbH, Bakum) 

Bek. d. GAA Oldenburg v. 6. 10. 2022 
— OL 20-063-01 —

Das GAA Oldenburg hat der Firma WESTFLEISCH SCE mbH,
Fridtjof-Nansen-Weg 5 a, 48155 Münster (ehemals Brockhoff-
straße 11, 48143 Münster) am Standort Harmer Straße 25,
49456 Bakum, mit der Entscheidung vom 5. 10. 2022 eine
Genehmigung zur wesentlichen Änderung ihrer Anlage zum
Schlachten von Rindern gemäß den §§ 16 und 10 BImSchG
erteilt.

Gegenstand der Genehmigung waren im Wesentlichen die
folgenden Maßnahmen:
— Erhöhung der Schlachtkapazität

— von 220 t/d auf 595 t/d Lebendgewicht (850 Tiere à
700 kg) von Montag bis Freitag,

— 350 t am Samstag (maximal 500 Tiere),
— wöchentliche Schlachtkapazität maximal 3 150 t

(4 500 Rinder);
— Änderung der Betriebszeiten

— von Montag bis Freitag von 0.00 bis 24.00 Uhr, wobei
betriebsbezogene Lkw-Bewegungen ausschließlich im
Tageszeitraum (zwischen 6.00 und 22.00 Uhr) statt-
finden,

— Samstag maximal 13 Stunden von 6.00 bis 19.00 Uhr
(Schlachtzeit maximal 11 Stunden),

— maximal 26 Wochen (maximal 130 Tage, Montag bis
Freitag) im Jahr in einem Zwei-Schicht-Betrieb maxi-
mal 18 h/d,

— die restlichen Wochen im Jahr in einem Ein-Schicht-
Betrieb maximal 11 Stunden Schlachtzeit je Tag;

— Erweiterung der Rinderhälftenkühlhäuser
— Anpassung der Kältetechnik;

— Verlagerung der Werkstatt aus dem Kellerbereich in den
Bereich der ehemaligen Schweineschlachtung;

— Errichtung einer Lärmschutzwand in NNO-Richtung.
Der Bescheid enthält Nebenbestimmungen, um die Erfül-

lung der Genehmigungsvoraussetzungen des § 6 BImSchG
sicherzustellen.

Der vollständige Bescheid und die genehmigten Antrags-
unterlagen können in der Zeit vom 3. 11. bis einschließlich
16. 11. 2022 bei folgenden Stellen eingesehen werden:
— Staatliches Gewerbeaufsichtsamt Oldenburg, Theodor-Tant-

zen-Platz 8, 26122 Oldenburg (Oldenburg), Zimmer 425,
während der Dienststunden,
montags bis donnerstags 7.30 bis 16.00 Uhr,
freitags 7.30 bis 13.00 Uhr;

— Gemeinde Bakum (Zimmer 16), Kirchstraße 3, 49456 Bakum,
während der Dienststunden,
montags bis mittwochs 8.00 bis 12.00 Uhr und

14.00 bis 16.00 Uhr,
donnerstags 8.00 bis 12.00 Uhr und

14.00 bis 18.00 Uhr,
freitags 8.00 bis 12.30 Uhr.

Diese Bek., der vollständige Genehmigungsbescheid und die
genehmigten Antragsunterlagen sind auch im Internet unter
http://www.gewerbeaufsicht.niedersachsen.de und dort über
den Pfad „Bekanntmachungen > Oldenburg — Emden —
Osnabrück“ einsehbar.

Nach der öffentlichen Bekanntmachung kann der Bescheid
einschließlich Begründung bis zum Ablauf der Widerspruchs-
frist von den Personen, die Einwendungen erhoben haben,
beim Staatlichen Gewerbeaufsichtsamt Oldenburg, Theodor-
Tantzen-Platz 8, 26122 Oldenburg (Oldenburg), schriftlich
angefordert werden.

Gemäß § 10 Abs. 7 und 8 BImSchG i. V. m. § 21 a der
9. BImSchV werden der verfügende Teil des Bescheides und
die Rechtsbehelfsbelehrung als Anlage öffentlich bekannt
gemacht.

Die Zustellung des Bescheides an die Personen, die Ein-
wendungen erhoben haben, wird hiermit durch öffentliche
Bekanntmachung ersetzt.

Es wird darauf hingewiesen, dass der Bescheid mit dem
Ende der Auslegungsfrist auch gegenüber Dritten, die keine
Einwendungen erhoben haben, als zugestellt gilt.

Das genehmigte Vorhaben betrifft eine Anlage gemäß der
Richtlinie 2010/75/EU des Europäischen Parlaments und des
Rates vom 24. 11.2010 über Industrieemissionen (integrierte
Vermeidung und Verminderung der Umweltverschmut-
zung) — sog. Industrieemissions-Richtlinie — (ABl. EU Nr.
L 334 S. 17; 2012 Nr. L 158 S. 25), ein maßgebliches BVT-
Merkblatt mit Schlussfolgerungen gibt es noch nicht.
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Anlage

I. Tenor 
1. Der Firma WESTFLEISCH SCE mbH, Brockhoffstr. 11,
48143 Münster, wird aufgrund ihres Antrages vom 15. 5. 2020,
zuletzt ergänzt durch Schreiben vom 12. 7. 2022, die Geneh-
migung zur wesentlichen Änderung einer Anlage zum Schlach-
ten von Rindern mit einer zukünftigen Kapazität von max.
595 t/d für den Standort in 49456 Bakum, Harmer Str. 25, er-
teilt.

2. Gegenstand der Genehmigung
Dieser Bescheid erstreckt sich auf die folgenden wesentli-

chen Maßnahmen:
— Erhöhung der Schlachtkapazität:

— von 220 t/d auf 595 t/d Lebendgewicht (850 Tiere à
700 kg) von Montag bis Freitag

— 350 t am Samstag (max. 500 Tiere)
— wöchentliche Schlachtkapazität max. 3 150 t (4 500

Rinder)
— Änderung der Betriebszeiten:

— von Montag bis Freitag von 0—24 Uhr, wobei betriebs-
bezogene LKW-Bewegungen ausschließlich im Tages-
zeitraum (zwischen 6 und 22 Uhr) stattfinden

— Samstag max. 13 Stunden von 6—19 Uhr (Schlacht-
zeit max. 11 Stunden)

— max. 26 Wochen (max. 130 Tage — Montag bis Freitag —)
im Jahr in einem 2-Schicht-Betrieb max. 18 h je Tag

— die restlichen Wochen im Jahr in einem 1-Schicht-Be-
trieb max. 11 h Schlachtzeit je Tag

— Erweiterung der Rinderhälftenkühlhäuser,
— Anpassung der Kältetechnik

— Verlagerung der Werkstatt aus dem Kellerbereich in den
Bereich der ehemaligen Schweineschlachtung

— Errichtung einer Lärmschutzwand in NNO-Richtung
Standort der Anlage ist:

Ort: 49456 Bakum
Straße: Harmer Str. 25
Gemarkung: Bakum
Flur: 15
Flurstücke: 123/6, 123/8, 123/12, 123/13.

Die im Formular „Inhaltsverzeichnis“ im Einzelnen aufge-
führten Antragsunterlagen, zuzüglich „LKW-Anlieferungskon-
zept“ und „Maßnahmen zur Geruchsreduktion“ sind Bestand-
teil dieses Genehmigungsbescheides und liegen diesem zu-
grunde.

3. Konzentrationswirkung
Diese Genehmigung schließt die Baugenehmigung gemäß

§ 70 NBauO mit ein.
Im Übrigen ergeht diese Genehmigung unbeschadet der

behördlichen Entscheidungen, die nach § 13 BImSchG nicht
von der Genehmigung eingeschlossen werden.

4. Kostenentscheidung
Die Kosten dieses Verfahrens trägt die Antragstellerin.
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Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach
Bekanntgabe Widerspruch beim Staatlichen Gewerbeaufsichts-
amt Oldenburg, Theodor-Tantzen-Platz 8, 26122 Oldenburg,
erhoben werden.

Genehmigungsverfahren nach dem BImSchG; 
Öffentliche Bekanntmachung 

(Autorecycling Kempers GmbH, Meppen)

Bek. d. GAA Oldenburg v. 24. 10. 2022 
— 31.17-40211/1-8.9.2 V; OL21-145-01 —

Bezug: Bek. v. 28. 7. 2022 (Nds. MBl. S. 1184)

Das GAA Oldenburg gibt hiermit bekannt, dass der mit Be-
zugsbekanntmachung festgelegte Erörterungstermin am

Donnerstag, den 10. 11. 2022, 
im Sitzungssaal der Stadt Meppen, 

Markt 43,
49716 Meppen, 

im immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahren der
Firma Autorecycling Kempers GmbH, Zwoller Straße 5, 49716
Meppen, für die Erteilung einer Änderungsgenehmigung,
gemäß § 16 Abs. 1 Nr. 1 der 9. BImSchV entfällt. 

Es sind keine Einwendungen eingegangen. Diese Bek. ist auch
im Internet unter http://www.gewerbeaufsicht.niedersachsen.de
und dort über den Pfad „Bekanntmachungen > Oldenburg
— Emden — Osnabrück“ einsehbar.
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Stellenausschreibungen

Der Landkreis Lüneburg sucht zum 1. 7. 2023

eine Erste Kreisrätin oder einen Ersten Kreisrat (w/m/d)

in einem Wahlbeamtenverhältnis auf Zeit für eine Wahlzeit von 8 Jah-
ren.

Als Erste Kreisrätin oder Erster Kreisrat nehmen Sie die Vertretung
des Landrats wahr, arbeiten vertrauensvoll und konstruktiv mit dem
Verwaltungsvorstand und der Politik zusammen, stärken und vernet-
zen vorhandene Strukturen für einen wachsenden Wirtschaftsstandort
und übernehmen die Leitung eines der vorhandenen Fachbereiche.

Wir erwarten eine erfolgreich abgelegte Zweite Juristische Staats-
prüfung, langjährige einschlägige Berufs- und Führungserfahrung so-
wie ein überdurchschnittliches Engagement.

Die Vergütung erfolgt nach der BesGr. B 5 NBesG.
Die vollständige Stellenausschreibung finden Sie auf unserem Be-

werbungsportal unter https://bewerbung.landkreis-lueneburg.de.
Ansprechperson zum Aufgabengebiet: Herr Jens Böther, Landrat,

Tel. 04131 26-1211, E-Mail: jens.boether@landkreis-lueneburg.de.
Ansprechperson zum Auswahlverfahren: Frau Franziska Welz, Lei-
terin des Fachbereichs Zentrale Dienste, Tel. 04131 26-1426, E-Mail:
franziska.welz@landkreis-lueneburg.de.
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Beim Niedersächsischen Ministerium für Ernährung, Landwirt-
schaft und Verbraucherschutz ist im Referat 105 „Gartenbau, Bildung,
klimaschonende Landwirtschaft“ zum nächstmöglichen Zeitpunkt der
Dienstposten/Arbeitsplatz 

einer Sachbearbeitung (w/m/d)

zu besetzen.
Der Dienstposten/Arbeitsplatz ist nach der BesGr. A 13 NBesG be-

wertet. Zurzeit steht nur eine Stelle der BesGr. A 11 NBesG zur Verfü-
gung. Ein Anspruch auf Beförderung besteht nicht. Die Eingruppierung
erfolgt abhängig von der jeweiligen fachlichen Qualifikation bis in
EntgeltGr. 12 TV-L.

Aufgabenbeschreibung:
Der Aufgabenbereich umfasst im Wesentlichen die nachfolgenden Auf-
gaben:
— verwaltungsrechtliche Fragestellungen und Koordinierungsaufga-

ben rund um den Klimaschutz und der Klimaanpassung in der
Landwirtschaft;

— verwaltungsrechtliche Unterstützung bei der fachlichen Betreu-
ung der ELER-Fördermaßnahmen zum Klimaschutz insbesondere
durch Moorbodenschutz im Rahmen der Agrar-, Umwelt- und
Klimamaßnahmen und Bearbeitung von in diesem Zusammenhang
stehenden Fachfragen;

— Mitwirkung bei Fragen der Ausgestaltung eines Förderkonzepts
zum Klimaschutz durch Moorbodenschutz auf der Basis von zur
Verfügung stehenden Bundesmitteln; Klärung und Koordinie-
rung maßnahmenbezogener und fördertechnischer Fragen;

— Unterstützung bei der Erarbeitung von (Entscheidungs-)Grundla-
gen für eine klimaschutzorientierte Landwirtschaft in Niedersach-
sen;

— haushalts-, zuwendungs- und verwaltungsrechtliche Zuständig-
keit für die Bereiche klimaschonende Landwirtschaft und nach-
wachsende Rohstoffe und Bioökonomie sowie für die Maßnahmen
des Maßnahmenpakets Stadt.Land.ZUKUNFT soweit Betroffenheit
des Referats inklusive inhaltliches und finanzielles Controlling.

Eine Veränderung des Zuschnitts des Dienstpostens/Arbeitsplatzes
bleibt vorbehalten.

Anforderungsprofil:
Voraussetzung für die Wahrnehmung des Dienstpostens/Arbeitsplat-
zes ist die Befähigung für das erste Einstiegsamt der Laufbahngruppe 2
der Laufbahn „Allgemeine Dienste“ durch den Abschluss als „Diplom-
Verwaltungswirtin/Diplom-Verwaltungswirt (FH)“, „Diplom-Verwal-
tungsbetriebswirtin/Diplom-Verwaltungsbetriebswirt (FH)“ oder durch
einen vergleichbaren Bachelor-Abschluss eines Studiengangs der öf-
fentlichen Verwaltung.

Die Qualifikation kann auch durch die erfolgreiche Teilnahme an
der Verwaltungsprüfung II (ehem. Angestelltenprüfung II) erworben
worden sein.

Weitere Voraussetzungen:
Gute theoretische und praktische Kenntnisse auf dem Gebiet des
Verwaltungs-, Haushalts- und Zuwendungsrechts aus einer Tätigkeit
in der Bundes- oder Landesverwaltung sind ebenso von Vorteil wie
Erfahrungen im Bereich des Förderrechts der EU, des Bundes und des
Landes Niedersachsen sowie Kenntnisse landwirtschaftlicher Pro-
duktionssysteme.

Gesucht wird eine Persönlichkeit, die Bereitschaft und Freude an
der Einarbeitung in ein neues Themengebiet hat.

Darüber hinaus werden folgende persönliche Fähigkeiten und Fer-
tigkeiten erwartet:
— selbstständige, gründliche und termingerechte Aufgabenerledigung,
— Flexibilität in Bezug auf neue Aufgabenstellungen,
— Organisationsfähigkeit,
— ausgeprägte Kommunikations- und Kooperationsbereitschaft,
— Bereitschaft zum selbstständigen Arbeiten,
— gute sprachliche und schriftliche Ausdrucksweise,
— einschlägige Kenntnisse im Umgang mit Standardsoftware (Micro-

soft Office).
Der Dienstposten/Arbeitsplatz ist teilzeitgeeignet.
Das ML strebt an, in allen Bereichen und Positionen eine Unterreprä-

sentanz i. S. des NGG abzubauen. Daher sind Bewerbungen von Frauen
besonders erwünscht und können nach Maßgabe des § 11 NGG be-
vorzugt berücksichtigt werden.

Bewerberinnen und Bewerber mit Behinderungen werden bei glei-
cher Eignung, Befähigung und fachlicher Leistung nach Maßgabe der
einschlägigen Vorschriften bevorzugt berücksichtigt. Eine Behinde-
rung/Gleichstellung bitte ich zur Wahrung Ihrer Interessen bereits in
der Bewerbung mitzuteilen.

Das ML ist bestrebt, den Anteil an Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
tern aus unterschiedlichen Ländern und Kulturen kontinuierlich zu
erhöhen. Bewerbungen von Menschen aller Nationalitäten sind aus-
drücklich erwünscht.

Das Ministerium ist im Rahmen des audit berufundfamilie® als fami-
lienfreundlicher Arbeitgeber, u. a. durch flexible und mobile Arbeits-
zeitmodelle (Telearbeit/mobile Arbeit) zertifiziert.

Konnten wir Ihr Interesse wecken? Dann bewerben Sie sich!
Wir freuen uns auf Ihre Bewerbung, die uns spätestens am 23. 11.

2022 erreichen sollte. Bitte geben Sie bei Ihrer Bewerbung unbedingt
das Aktenzeichen 402-03041-10277/2022 an.

Auf dem schnellsten Wege bewerben Sie sich über unser Online-
Bewerbungsmodul im Karriereportal Niedersachsen.

Alternativ können Sie uns Ihre Bewerbungsunterlagen per Post an
das Niedersächsische Ministerium für Ernährung, Landwirtschaft und
Verbraucherschutz, Referat 402, Calenberger Straße 2, 30169 Hanno-
ver schicken.

Bewerberinnen und Bewerber aus dem öffentlichen Dienst über-
senden bitte zusätzlich die Einverständniserklärung zur Einsicht-
nahme in Ihre Personalakte inklusive Kontaktdaten Ihrer Personal-
stelle.
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Für Fragen zum Arbeitsgebiet steht Ihnen Herr Burgath, Tel.
0511 120-2232, und für Fragen zum Ausschreibungsverfahren Herr
Zilsdorf, Tel. 0511 120-2016, zur Verfügung.

Um das Bewerbungsverfahren durchführen zu können, ist es not-
wendig, personenbezogene Daten zu speichern. Durch Zusendung
Ihrer Bewerbung erklären Sie sich damit einverstanden, dass Ihre Daten
zu Bewerbungszwecken unter Beachtung der Datenschutzvorschriften
elektronisch gespeichert und verarbeitet werden. Weitere Informa-
tionen zum Datenschutz entnehmen Sie bitte unserer Datenschutz-
erklärung unter https://www.ml.niedersachsen.de/download/135511.
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Beim Niedersächsischen Ministerium für Ernährung, Landwirt-
schaft und Verbraucherschutz ist im Referat „EU-Zahlstelle, EU-Prüf-
dienste“ zum nächstmöglichen Zeitpunkt der Dienstposten/Arbeitsplatz

einer Sachbearbeitung (w/m/d)

zu besetzen.
Der Dienstposten ist nach der BesGr. A 13 NBesG bewertet. Zur-

zeit steht jeweils nur eine Stelle der BesGr. A 12 NBesG zur Verfügung.
Ein Anspruch auf Beförderung besteht nicht. Die Eingruppierung er-
folgt abhängig von der jeweiligen fachlichen Qualifikation bis in die
EntgeltGr. 12 TV-L.

Die EU-Zahlstelle betreut in Niedersachsen und Bremen Förder-
programme, die von der Europäischen Union, dem Bund sowie dem
Land Niedersachsen, der Freien Hansestadt Bremen und zukünftig
auch der Freien und Hansestadt Hamburg finanziert werden. Mittels
des Europäischen Garantiefonds für die Landwirtschaft (EGFL) und
des Europäischen Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des länd-
lichen Raums (ELER) werden insbesondere die Landwirtschaft und
die Entwicklung des ländlichen Raumes gefördert.

Die fachliche Betreuung der Förderprogramme obliegt den jeweili-
gen Fachreferaten des ML sowie des MU. Bewilligungsstellen sind die
LWK, die ÄrL und der NLWKN.

Die EU-Zahlstelle im ML nimmt dabei eine umfassende Steuerungs-
und Koordinierungsfunktion des europarechtlichen Zahlstellenver-
fahrens wahr.

Vorbehaltlich einer Aufgabenveränderung sind die wesentlichen Auf-
gaben einer Sachbearbeitung:

Zahlstellenbezogene Bearbeitung der flächen- und tierbezogenen EU-
Fördermaßnahmen, wie Direktzahlungen, Agrarumwelt- und Klima-
maßnahmen, Förderung des Ökolandbaus und Tierwohl.

Dazu zählen u. a.
— verwaltungs- und europarechtliche Beurteilung der Umsetzung

von EU-Fördermaßnahmen,
— Koordinierung von Verwaltungsvorschriften mit Vorgaben zur

Kontrolle der EU-Fördermaßnahmen,
— Stellungnahmen zu Prüfberichten des Internen Revisionsdienstes,

der Bescheinigenden Stelle, des Europäischen Rechnungshofes
und der Europäischen Kommission,

— Vorbereitung und Begleitung von Prüfungen des Europäischen
Rechnungshofes und der Europäischen Kommission,

— ggf. Teilnahme an Bund-Länder-Arbeitsgruppen.
Die Bearbeitung der Aufgaben erfolgt in einem Team von insgesamt

drei Personen.
Anforderungsprofil:

Voraussetzung für die Wahrnehmung des Dienstpostens/Arbeitsplat-
zes ist die Befähigung für das erste Einstiegsamt der Laufbahngruppe 2
der Laufbahn „Allgemeine Dienste“ durch den Abschluss als „Diplom-

Verwaltungswirtin/Diplom-Verwaltungswirt (FH)“, „Diplom-Verwal-
tungsbetriebswirtin/Diplom-Verwaltungsbetriebswirt (FH)“ oder durch
einen vergleichbaren Bachelor-Abschluss eines Studiengangs der öf-
fentlichen Verwaltung. Die Qualifikation kann auch durch die erfolgrei-
che Teilnahme an der Verwaltungsprüfung II (ehemals Angestellten-
prüfung II) erworben worden sein.

Weitere Voraussetzungen:
Gute Kenntnisse im allgemeinen Verwaltungsrecht werden voraus-
gesetzt. Kenntnisse in der europarechtlichen Rechtsanwendung, im
Bereich der europäischen Agrarförderung und/oder im Zuwendungs-
recht sind wünschenswert. Alternativ sollte die Bereitschaft bestehen,
diese Kenntnisse durch Besuch von Fortbildungsveranstaltungen zu
erwerben.

Weiterhin ist eine gute sprachliche und schriftliche Ausdrucksweise
erforderlich.

Durch die Vielzahl der Aufgaben im Verantwortungsbereich der EU-
Zahlstelle und die Vielschichtigkeit der Förderprogramme wird ein
hohes Maß an Flexibilität, Belastbarkeit sowie Kommunikations- und
Organisationsfähigkeit erwartet. Die Umsetzung kurzfristiger Termin-
vorgaben ist ebenso selbstverständlich wie überdurchschnittliches
Engagement, Verantwortungsbewusstsein und die Bereitschaft zur
Teamarbeit und zum selbstständigen Arbeiten.

Der Dienstposten/Arbeitsplatz ist teilzeitgeeignet.
Das ML strebt an, in allen Bereichen und Positionen eine Unterreprä-

sentanz i. S. des NGG abzubauen. Daher sind Bewerbungen von Frauen
besonders erwünscht und können nach Maßgabe des § 11 NGG be-
vorzugt berücksichtigt werden.

Bewerberinnen und Bewerber mit Behinderungen werden bei glei-
cher Eignung, Befähigung und fachlicher Leistung nach Maßgabe der
einschlägigen Vorschriften bevorzugt berücksichtigt. Eine Behinde-
rung/Gleichstellung bitte ich zur Wahrung Ihrer Interessen bereits in
der Bewerbung mitzuteilen.

Das ML ist bestrebt, den Anteil an Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
tern aus unterschiedlichen Ländern und Kulturen kontinuierlich zu
erhöhen. Bewerbungen von Menschen aller Nationalitäten sind aus-
drücklich erwünscht.

Das Ministerium ist im Rahmen des audit berufundfamilie® als fami-
lienfreundlicher Arbeitgeber, u. a. durch flexible und mobile Arbeits-
zeitmodelle (Telearbeit/mobile Arbeit) zertifiziert.

Konnten wir Ihr Interesse wecken? Dann bewerben Sie sich!
Wir freuen uns auf Ihre Bewerbung, die uns spätestens am 20. 11.

2022 erreichen sollte. Bitte geben Sie bei Ihrer Bewerbung unbedingt
das Aktenzeichen 402-03041-7475/2022 an.

Auf dem schnellsten Wege bewerben Sie sich über unser Online-
Bewerbungsmodul im Karriereportal Niedersachsen.

Alternativ können Sie uns Ihre Bewerbungsunterlagen per Post an
das Niedersächsische Ministerium für Ernährung, Landwirtschaft und
Verbraucherschutz, Referat 402, Calenberger Straße 2, 30169 Hanno-
ver schicken.

Bewerberinnen und Bewerber aus dem öffentlichen Dienst über-
senden bitte zusätzlich die Einverständniserklärung zur Einsichtnahme
in Ihre Personalakte inklusive Kontaktdaten Ihrer Personalstelle.

Für Fragen zum Arbeitsgebiet steht Ihnen Herr Hampel, Tel.
0511 120-2177, und für Fragen zum Ausschreibungsverfahren Herr
Zilsdorf, Tel. 0511 120-2016, zur Verfügung.

Um das Bewerbungsverfahren durchführen zu können, ist es not-
wendig, personenbezogene Daten zu speichern. Durch Zusendung
Ihrer Bewerbung erklären Sie sich damit einverstanden, dass Ihre Daten
zu Bewerbungszwecken unter Beachtung der Datenschutzvorschriften
elektronisch gespeichert und verarbeitet werden. Weitere Informa-
tionen zum Datenschutz entnehmen Sie bitte unserer Datenschutz-
erklärung unter https://www.ml.niedersachsen.de/download/135511.
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